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110. Sitzung 

Bonn, den 18. Oktober 1978 

Beginn: 13.01 Uhr 

Vizepräsident Dr.' Schmitt -Vockenhausen: Die Sit-
zung ist eröffnet. 

Am 10. Oktober 1978 hat der Herr Abgeordnete 
Dr. Dollinger seinen 60. Geburtstag gefeiert. Ich 
darf ihm im Namen des Hauses nachträglich gratu-
lieren. 

(Beifall) 

Er spricht zu dieser Stunde noch bei den Kommunal-
politikern der CDU/CSU. 

Die Fraktion der SPD hat für den Kollegen Pensky, 
der sein Amt als Schriftführer niedergelegt hat, den 
Kollegen Amling als Schriftführer vorgeschlagen. 

Für den verstorbenen Kollegen Dr. Staudt hat die 
Fraktion der SPD den Kollegen Dr. Dübber als stell-
vertretendes Mitglied im Verwaltungsrat der Film-
förderungsanstalt benannt. 

Die Fraktion der FDP hat an Stelle des verstorbe-
nen Kollegen O11esch für den Wahlprüfungsausschuß 
den Kollegen Spitzmüller als ordentliches Mitglied, 
für den Gemeinsamen Ausschuß gemäß Art. 53 a des 
Grundgesetzes den Kollegen Spitzmüller als Stell-
vertreter und für den Programmbeirat der Deutschen 
Bundespost den Kollegen Merker als Stellvertreter 
benannt. 

Schließlich wird der Kollege Wolfgramm (Göttin-
gen) für den Kollegen Spitzmüller als stellvertre-
tendes Mitglied im Wahlprüfungsausschuß vorge-
schlagen. 

Ich frage, ob das Haus mit diesen Vorschlägen 
einverstanden ist. — Ich sehe und höre keinen Wi-
derspruch. Damit sind die benannten Mitglieder 
des Hauses gewählt. 

Meine Damen und Herren, es liegt Ihnen eine 
Liste von Vorlagen — Stand: 3. Oktober 1978 — 
vor, die keiner Beschlußfassung bedürfen und die 
gemäß § 76 Abs. 2 der Geschäftsordnung den zu-
ständigen Ausschüssen überwiesen werden sollen: 

Entschließung des Europäischen Parlaments zur Stellung der 
Europäischen Gemeinschaften im Völkerrecht — Drucksache 8/2133 —
zuständig: Auswärtiger Ausschuß 

Ich frage, ob sich gegen die vorgeschlagene Über-
weisung Widerspruch erhebt. — Ich stelle fest, das 
ist nicht der Fall. 

Amtliche Mitteilungen ohne Verlesung 

Der Bundesminister der Justiz hat mit Schreiben vom 3. Okto-
ber 1978 die Kleine Anfrage der Fraktionen der SPD und FDP 
betr. Verletzung von Dienstgeheimnissen — Drucksache 8/2111 --
beantwortet. Sein Schreiben ist als Drucksache 8/2161 verteilt. 

Der Bundesminister des Innern hat mit Schreiben vom 6. Okto-
ber 1978 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Dregger, Dr. 
Jenninger, Röhner, Dr. Wittmann (München), Dr. Wörner, Dr. 
Waffenschmidt, Josten, Wissebach, Braun, Dr. Klein (Göttingen), 
Dr. Jahn (Münster) und Genossen und der Fraktion der CDU/ 
CSU betr. Hilfen nach dem Kriegsgefangenenentschädigungsge-
setz — Drucksache 8/2066 — beantwortet. Sein Schreiben ist als 
Drucksache 8/2173 verteilt. 

Der Bundesminister für Verkehr hat mit Schreiben vom 10. Ok-
tober 1978 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dürr, Prinz zu 
Sayn-Wittgenstein-Hohenstein, Spitzmüller und Genossen betr. 
Kraftstoffverbrauch der Pkws — Drucksache 8/2125 (neu) — be-
antwortet. Sein Schreiben ist als Drucksache 8/2177 verteilt. 

Der Bundesminister für Verkehr hat mit Schreiben vom 10. Ok-
tober 1978 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dürr, Prinz zu 
Sayn-Wittgenstein-Hohenstein, Spitzmüller und Genossen betr. 
Lärmgrenzen für Zivilluftfahrt — Drucksache 8/2128 — beant-
wortet. Sein Schreiben ist als Drucksache 8/2178 verteilt. 

Der Bundesminister des Innern hat mit Schreiben vom 12. Ok

-

tober 1978 die Kleine Anfrage der Fraktionen der SPD und FDP 
betr. Rechtsextremismus — Drucksache 8/2040 — beantwortet. 
Sein Schreiben ist als Drucksache 8/2184 verteilt. 

Der Bundesminister des Innern hat mit Schreiben vom 14. Ok-
tober 1978 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dürr, Prinz zu 
Sayn-Wittgenstein-Hohenstein, Spitzmüller und Genossen betr. 
Wiederverwertung von Quecksilber — Drucksache 8/2126 — be-
antwortet. Sein Schreiben wird als Drucksache 8/2191 verteilt. 

Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft hat mit 
Schreiben vom 17. Oktober 1978 im Einvernehmen mit dem Bun-
desminister der Verteidigung und dem Bundesminister für Ar-
beit und Sozialordnung die Kleine Anfrage der Abgeordneten 
Dr. Hornhues, Frau Tübler, Frau Krone-Appuhn, Berger (Lahn-
stein), Pfeifer, Rühe, Lenzer, Prangenberg, Daweke, Frau Dr. 
Wisniewski, Dr. Hubrig, Frau Dr. Wilms, Frau Benedix, Dr. 
Klein (Göttingen) und der Fraktion der CDU/CSU betr. Anrech-
nung von Studiensemestern vor Ableistung des Wehrdienstes auf 
die Ausbildungsförderungszeit — Drucksache 8/2140 — beant-
wortet. Sein Schreiben wird als Drucksache 8/2196 verteilt. 

Der Präsident des Deutschen Bundestages hat entsprechend 
dem Beschluß des Deutschen Bundestages am 15. Dezember 1977 
die in der Zeit vom 27. September bis 3. Oktober 1978 einge-
gangenen EG-Vorlagen an die aus Drucksache 8/2167 ersichtli-
chen Ausschüsse überwiesen. 

Die in Drucksache 8/2098 unter Nr. 79 aufgeführte EG-Vorlage 

Vorschlag einer Verordnung des Rates zur Anpassung der 
in Art. 13 Abs. 9 des Anhangs VII zum Statut der Be-
amten der Europäischen Gemeinschaften vorgesehenen Sätze 
der Tagegelder für Dienstreisen 

ist als Drucksache 8/2176 verteilt. 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Arbeit und Sozialord-
nung hat mit Schreiben vom 4. Oktober 1978 mitgeteilt, daß der 
Ausschuß von der nachstehenden Vorlage Kenntnis genommen 
hat: 

Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über den Schutz der 
Arbeitnehmer bei Zahlungsunfähigkeit des Arbeitgebers 
— Drucksache 8/1802 Nr. 1 — 

Der  Vorsitzende des Ausschusses für Jugend, Familie und Ge-
sundheit hat mit Schreiben vom 12. Oktober 1978 mitgeteilt, daß 
der Ausschuß von der nachstehenden Vorlage Kenntnis genom-
men hat: 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen 
Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Änderung der zwei-
ten Richtlinie 75/319/EWG zur Angleichung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften über Arzneispezialitäten 
— Drucksache 8/831 — 

Der Vorsitzende des Finanzausschusses hat mit Schreiben vom 
29. September 1978 mitgeteilt, daß der Ausschuß von der nach-
stehenden Vorlage Kenntnis genommen hat: 

Vorschlag einer Neunten Richtlinie des Rates zur Harmoni-
sierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die 
Umsatzsteuern 
— Drucksache 8/1419 — 

Der  Bundeskanzler hat mit Schreiben vom 5. Oktober 1978 
gemäß § 30 Abs. 4 des Bundesbahngesetzes vom 13. Dezem-
ber 1951 den Nachtrag zum Wirtschaftsplan der Deutschen Bun-
desbahn für das Geschäftsjahr 1978 mit der Bitte um Kenntnis-
nahme übersandt. Der Nachtrag liegt im Archiv zur Einsicht aus. 

Ich rufe nunmehr Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Fragestunde 
— Drucksachen 8/2186, 8/2192, 8/2193 — 

Der  Herr Präsident hat Dringliche Fragen aus dem 
Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärti-
gen für die Fragestunde des heutigen Sitzungstages 
zugelassen. Zur Beantwortung der Fragen steht Herr 
Staatsminister Dr. von Dohnanyi zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 1 des Herrn Abgeordneten Graf 
Stauffenberg auf: 

Treffen Pressemeldungen zu, daß Bundesaußenminister Gen-
scher vor Vertretern der Interessengemeinschaft der Deutschen 
in Südwestafrika gesagt hat: „Ihnen ist wohl klar, daß, wenn 
Sie meine Pläne durchkreuzen, auch die CDU Sie fallenläßt — 
dann bleibt Ihnen nur die CSU, und die hat in der Bundesrepu-
blik nichts zu melden „  („Die Welt" vom 16. Oktober 1978), und 
was gedenkt die Bundesregierung zu tun, noch während des 
Aufenthalts des Bundesaußenministers im südlichen Afrika einen 
bei seinen Gesprächspartnern entstandenen schädlichen Eindruck 
zu bereinigen? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Herr Präsident, die Antwort auf den ersten 
Teil der Frage des Abgeordneten Graf Stauffenberg 
lautet nein. Deshalb erübrigt sich eine Antwort auf 
den zweiten Teil der Frage. 

Ich möchte aber folgendes hinzufügen. Bundes-
minister Genscher hatte bereits am Vormittag des 
16. Oktober 1978, an dem die Meldung in der Tages-
zeitung „Die Welt" erschien, unmittelbar nachdem 
er von der Meldung Kenntnis erhalten hatte, ver-
anlaßt, daß sowohl den Vorsitzenden der CDU und 
der CSU als auch der Redaktion der „Welt" mitge-
teilt wird, daß die Meldung unzutreffend ist. Bun-
desminister Genscher hat ferner zu der von Ihnen 
zitierten Meldung folgendes erklärt — ich zitiere —: 

Der Bundesminister hat weder der CDU unter-
stellt, sie wolle die Interessengemeinschaft oder 
irgend jemanden sonst in Namibia fallenlassen, 
noch hat er sich zur Bedeutung der CSU ge-
äußert. Der Bundesminister des Auswärtigen ist 
auch in der Sache nicht dieser Meinung. Eben-
sowenig ist er selbst und die Bundesregierung 
der Meinung, daß irgend jemand in Namibia 
fallengelassen werden sollte.. Ziel der Politik 
der Bundesregierung ist es vielmehr, den Frie-
den in Namibia zu sichern und freie Wahlen 
unter Mitwirkung der Vereinten Nationen ab-
zuhalten, um auf diese Weise ein gleichberech-
tigtes Zusammenleben von Angehörigen aller 
Hautfarben in Namibia sicherzustellen. 
Die Bundesregierung weiß sich in diesem Ziel 
einig mit den Regierungen der USA, Großbri-
tanniens, Frankreichs und Kanadas, 

Außerdem hat der Sprecher des Auswärtigen 
Amts die Meldung in der Pressekonferenz vom 
16. Oktober 1978 dementiert. Angesichts dieses 
Sachverhalts sieht der Bundesminister des Auswär-
tigen keinen Anlaß, in dieser Angelegenheit weiter 
tätig zu werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr 
Staatsminister, wenn ich es richtig sehe, sind mit 
diesen Erläuterungen auch die Frage 2 des Abge-
ordneten Graf Stauffenberg 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die Äußerungen, 
wie sie als Verlautbarung des Bundesaußenministers gemeldet 
wurden, dem auch von der UNO grundsätzlich anerkannten 
Prinzip der deutschen Politik gerecht werden, daß in einem Fall 
wie dem Südwestafrikas die betroffene Bevölkerung frei und 
unbeeinflußt darüber entscheiden soll, wann ihr Land unab-
hängig werden und welche politische Verfassung es haben soll, 
und was gedenkt sie sofort zu tun, daß bei der Abreise des 
Bundesaußenministers keine Zweifel an diesem Prinzip der deut-
schen Politik bei der betroffenen Bevölkerung zurückbleiben? 

und die Frage 3 des Abgeordneten Klein (München) 
beantwortet. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Ich würde das 
so betrachten, Herr Präsident. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Jetzt hat 
Abgeordneter Graf Stauffenberg das Wort zu einer 
Zusatzfrage zu Frage 1. 

Graf Stauffenberg (CDU/CSU) : Herr Staatsmini-
ster, wie erklären Sie es sich dann, daß trotz dieses 
Dementis von seriösen Persönlichkeiten aus Wind-
huk die von der Presse zitierten Äußerungen dem 
Inhalt nach bestätigt worden sind? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Das läßt sich 
wohl nur so erklären, Herr Abgeordneter, daß auch 
seriöse Leute irren können. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zweite 
Zusatzfrage. 

Graf Stauffenberg (CDU/CSU) : Herr Staatsmini-
ster, trifft es zu, daß es in Windhuk Demonstratio-
nen von Farbigen und Weißen gegeben hat, die sich 
offenbar mehr gegen den Bundesaußenminister als 
gegen seine westlichen Kollegen gerichtet haben? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Ich weiß nicht, 
ob man das so unmittelbar sagen kann. Aber es ist 
richtig, daß es in Windhuk Demonstrationen gege-
ben hat, an denen sich offenbar alle Hautfarben be-
teiligt haben. Ob sich die Demonstrationen in erster 
Linie gegen den Bundesaußenminister oder auch ge-
gen seine Kollegen gerichtet haben, kann ich hier 
nicht beantworten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Bevor 
Abgeordneter Graf Stauffenberg Zusatzfragen zu 
seiner Frage 2 stellt, frage ich Sie, Herr Staatsmi-
nister, noch einmal ausdrücklich, ob sich Ihre Ant-
wort auch auf die Frage 2 bezog. Dann würde ich 
nämlich jetzt Herrn Abgeordneten Graf Stauffen- 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen 
berg das Wort zu zwei weiteren Zusatzfragen ge-
ben. 

(Kunz [Berlin] [CDU/CSU] : Herr Präsident, 
war der Fragesteller mit der Verbindung 

einverstanden?) 

— Entschuldigen Sie, aus der Beantwortung der 
Frage 1 ergibt sich konsequenterweise auch die Be-
antwortung der Frage 2. 

(Kunz [Berlin] [CDU/CSU] : Formell nicht!) 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Präsident, 
vielleicht darf ich mir von diesem Platz aus einen 
Eingriff erlauben. Ich könnte ja verlesen, was ich 
als Antwort auf die Frage 2 vorgesehen hatte. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Bitte. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Als Antwort auf 
die  Frage 2 war vorgesehen: Herr Abgeordneter, 
ich kann mich hier voll auf das beziehen, was ich 
auf Ihre Frage 1 geantwortet habe. 

(Heiterkeit) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, das ergab sich aus dem Inhalt 
der Antwort zu Frage 1. Wollen Sie jetzt Ihre bei-
den weiteren Zusatzfragen stellen? 

Graf Stauffenberg (CDU/CSU) : Herr Präsident, ich 
gehe davon aus, daß die beiden Fragen im Zusam-
menhang beantwortet worden sind und ich jetzt 
entsprechend weitere Zusatzfragen stellen kann. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich gebe 
Ihnen jetzt das Wort zu Ihrer nächsten Zusatzfrage. 

Graf Stauffenberg (CDU/CSU) : Herr Staatsmini-
ster, ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
sie für die Deutschen und Deutschstämmigen in 
Namibia in Südwestafrika eine besondere Sorge-
und Fürsorgepflicht hat? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Die Bundesre-
gierung hat an dieser Verantwortung, soweit sie 
sie dort tragen kann, nie einen Zweifel gelassen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Die 
nächste Frage. 

Graf Stauffenberg (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
können Sie uns sagen, seit wann die Bundesregie-
rung mit der Interessengemeinschaft der Deutschen, 
die der demokratischen Turnhallenallianz nahesteht 
oder ihr angehört, unmittelbare Kontakte aufgenom-
men hat? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Abgeord-
neter Graf Stauffenberg, das kann ich hier nicht mit 
einem Datum belegen. Aber ich weiß, daß die Bun-
desregierung mit allen beteiligten Gruppen, auch 
mit den deutschen, Kontakte hat. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zu einer 
Zusatzfrage Herr Abgeordneter Schäfer (Mainz). 

Schäfer (Mainz) (FDP) : Herr Staatsminister, ist die 
Bundesregierung der Auffassung, daß die in der 
Tageszeitung „Die Welt" vom 13. Oktober 1978 ab-
gedruckte Äußerung des Herrn Abgeordneten 
Strauß — ich zitiere —: 

Wenn der deutsche Außenminister so weiter-
macht, dann genügt es, wenn er seine Stimme 
Herrn Vance oder Herrn Owen überträgt; dann 
braucht er erst gar nicht selber hinzufahren. 
Wenn sich die deutsche Außenpolitik darin er-
schöpft, der amerikanisch-britischen Afrikapoli-
tik Unterstützung zu geben, dann ist das nicht 
die Außenpolitik einer souveränen Macht, de-
ren führende Persönlichkeiten sich gern in der 
Öffentlichkeit als Vertreter einer Führungs-
macht auf die Schulter klopfen. 

(Zurufe) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Kol

-

lege, ich kann die Frage — — 

Schäfer (Mainz) (FDP) : Ich darf die Frage zu 
Ende führen: — — 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Nein, 
Herr Kollege, das können Sie leider nicht; Sie ha-
ben sie schon relativ weit ausgedehnt. Ich bitte um 
Verständnis dafür, daß ich die Frage nicht zulasse. 

(Zurufe des Abg. Dr. Marx [CDU/CSU] und 
weitere Zurufe) 

— Herr Kollege Marx, ich habe beim Kollegen 
Stauffenberg zwei Zusatzfragen zugelassen, die er-
heblich über den Sachzusammenhang mit den ein-
gereichten Fragen hinausgegangen sind. Diese Zu-
satzfrage lasse ich nicht mehr zu. 

Die nächste Zusatzfrage stellt der Herr Abgeord-
nete Dr. Klein (Göttingen) ; ich nehme an, er wird 
sich an den Rahmen der eingereichten Frage halten. 

Dr. Klein (Göttingen) (CDU/CSU) : Herr Präsident, 
ich werde mir Mühe geben. 

Herr Staatsminister, wie erklären bzw. rechtferti-
gen Sie im Hinblick auf das Selbstbestimmungsrecht 
— das ja, Herr Präsident, in der zweiten Frage des 
Kollegen Stauffenberg angesprochen ist — die Tat-
sache, daß der Herr Bundesminister des Auswärti-
gen im Zuge der Verhandlungen über Südwest-
afrika zwar seit langem unmittelbare Kontakte mit 
der SWAPO pflegt, aber erst jetzt gelegentlich sei-
nes Besuches in Südwestafrika Anlaß genommen 
hat, auch mit den anderen, demokratischen Grup-
pen in Südwestafrika Kontakt aufzunehmen, so daß 
— um noch die „Zeit" mit einem Halbsatz zu zitie-
ren — „hier eine Gruppe landesfremder Diplomaten 
ein Lösungspaket ausgearbeitet hat, das lediglich 
mit dem extern operierenden militärischen Flügel 
der SWAPO und mit Südafrika ausgehandelt wurde" 
und das „in vieler Hinsicht über die Köpfe der Na-
mibier" hinweggeht? 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Kol-
lege, das war doch kein Halbsatz mehr! — Herr 
Staatsminister, ich bin der Meinung, daß es hier 
zweifelhaft ist, ob der unmittelbare Zusammenhang 
hergestellt ist. Ich überlasse es aber Ihnen, ob Sie 
die Frage beantworten. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Abgeord-
neter Klein, die Bundesregierung, insbesondere der 
Bundesaußenminister, hat auch früher schon Kon-
takte zu anderen Gruppen als der SWAPO ge-
habt. Er hat nur immer auf dem Standpunkt gestan-
den, daß die SWAPO eine wesentliche Kraft in Na-
mibia ist, ohne die es keine friedliche Lösung für 
Namibia geben wird, und wir stehen weiterhin auf 
diesem Standpunkt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Abgeordneter Jäger, eine Zusatzfrage. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
hat die von Ihnen jetzt dementierte Meldung in der 
„Welt" nicht deswegen in der deutschen Öffentlich-
keit großen Glauben gefunden, weil die Bundesregie-
rung die Interessengemeinschaft der Deutschen in 
Südwestafrika bisher so behandelt hat, wie es ge-
schehen ist? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Präsident, 
ich muß hier offenbar eine Unterstellung hinneh-
men, die ich zunächst zurückweisen möchte. Ich bin 
nicht so sicher, wieviel Glauben diese Darstellung 
in der deutschen Öffentlichkeit gefunden hat, 

(Zustimmung bei der SPD) 

denn nach meinem Eindruck ist es so, daß die deut-
sche Öffentlichkeit sieht, daß der Bundesaußenmini-
ster für die deutsche Seite mit erheblicher Initiative 
wichtige Beiträge zum Frieden in Afrika leistet. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Die letzte 
Zusatzfrage, Herr Abgeordneter Dr. Becher; danach 
kommt die nächste Frage. 

Dr. Becher (Pullach) (CDU/CSU) : Herr Staatsmi-
nister, darf ich Sie unter Bezugnahme auf Frage 2 
fragen: Können wir davon ausgehen, daß die Bun-
desregierung bei ihrer Politik gegenüber Südafrika 
nicht nur, wie Sie eben sagten, die SWAPO berück-
sichtigt, sondern auch all jene Kräfte, die auf dem 
Boden der Grundrechte das demokratische Zusam-
menwirken aller politischen und ethnischen Gruppen 
dieses Landes herbeiführen, wobei ich vor allem 
an die Ideen denke, die von der Turnhallenkonfe-
renz entwickelt wurden? 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Kollege Becher, diese Frage steht nicht in dem er-
forderlichen unmittelbaren Sachzusammenhang mit 
den beiden eingereichten Fragen. 

Ich rufe daher die Dringliche Frage 3 des Herrn 
Abgeordneten Klein (München) auf: 

Ist die Bundesregierung der Meinung, daß Äußerungen des 
Bundesaußenministers in Südwestafrika, die CSU habe 	.. in 
der Bundesrepublik nichts zu melden 	(„Die Welt" vom 
16. und 17. Oktober 1978), ggf. dem in einer parlamentarischen 
Demokratie üblichen Stil entsprechen, und ist sie bereit, die 
Auffassung von Windhuker Gesprächspartnern des Bundesaußen-
ministers unverzüglich zu korrigieren, daß durch seine Äuße-
rungen bei den zur Stunde laufenden Verhandlungen ein schwe-
rer psychologischer Druck insbesondere auf die Vertreter der 
demokratischen Turnhallenallianz ausgeübt wird? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Wie ich in mei-
ner Antwort auf die Frage 1 des Grafen Stauffen-
berg bereits gesagt habe, hat der Bundesminister 
des Auswärtigen die ihm in der Tageszeitung „Die 
Welt" zugeschriebene Äußerung nicht getan. Zum 
weiteren Inhalt Ihrer Frage beziehe ich mich daher 
auf die Ausführungen, die ich zu den Fragen des 
Grafen Stauffenberg bereits gemacht habe, bzw. auf 
die zusätzlichen Äußerungen, mit denen ich hier 
auf weitere Fragen geantwortet habe. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Die erste 
Zusatzfrage des Kollegen Klein, bitte. 

Klein (München) (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
sind Sie durch den Herrn Bundesaußenminister so 
weit informiert, daß Sie in der Lage sind, den Wi-
derspruch aufzuklären, der zwischen den von Ihnen 
eben vorgetragenen Äußerungen und zwei telefo-
nischen Einlassungen des stellvertretenden Vorsit-
zenden der deutschen Interessengemeinschaft in 
Windhuk, Herrn Konrad Lilienthal, besteht? Nach 
Lilienthals Aussage nämlich hat der Herr Bundes-
außenminister vor sämtlichen Mitgliedern des Vor-
standes der Interessengemeinschaft erklärt, außer 
der CSU er hat sie nicht ausdrücklich erwähnt, 
sondern nur gesagt: außer einer Partei — seien 
alle Parteien in der Bundesrepublik Deutschland 
mit dem westlichen Vorschlag einverstanden, und 
der Interessengemeinschaft bleibe, wenn sie noch 
auf Unterstützung aus der Bundesrepublik hoffen 
wolle, überhaupt kein anderer Weg, als ebenfalls 
diesem Vorschlag zuzustimmen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Bitte, 
Herr Staatsminister. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Der Herr Bundes-
außenminister hat ganz sicher bei seinen Gesprächen 
in Namibia und seinen Gesprächen in Südafrika dar-
auf hingewiesen, daß es in unserem Land und unter 
den Parteien einen breiten Konsens über den westli-
chen Vorschlag gibt. Ich bin auch sicher, daß alle 
Fraktionen hier im Deutschen Bundestag zur Kennt-
nis genommen haben, daß die Beschlüsse, die der 
Sicherheitsrat hierzu gefaßt hat, zwar bei Stimm-
enthaltung der Sowjetunion und der CSSR, aber mit 
Zustimmung aller übrigen Mitglieder des Sicher-
heitsrats getroffen worden sind. Ich kann mir nicht 
vorstellen, daß es eine Partei gibt, die nach länge-
rem Nachdenken über diese Zusammenhänge diese 
Vorschläge nicht unterstützt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Sie ha-
ben eine zweite Zusatzfrage, Herr Kollege. 
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Klein (München) (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
sehen Sie in dieser Äußerung nicht einen gewissen 
Widerspruch zu dem ursprünglichen Dementi der — 
möglicherweise vergröbert wiedergegebenen — Äu-
ßerungen des Herrn Bundesaußenministers, und 
sind Sie in der Lage, die Fortentwicklung des west-
lichen Vorschlags seit dem 25. April, wo er als end-
gültig verkündet wurde, zu beschreiben, nämlich 
in welchen Punkten sie den demokratischen Kräften 
und in welchen Punkten sie ausschließlich den In-
teressen der SWAPO entgegenkommt? 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Kol-
lege Klein, den zweiten Teil — Sie haben eine zwei-
te Frage einfach an die erste angeschlossen — 
braucht der Herr Staatsminister im Hinblick auf die 
Geschäftsordnung nicht zu beantworten. Zum ersten 
Teil hat das Wort der Herr Staatsminister. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege 
Klein, es besteht überhaupt kein Zweifel, daß der 
Herr Bundesaußenminister wiedergegeben hat — 
und erneut jetzt hier durch mich wiedergeben 
läßt —, was er tatsächlich gesagt hat. Wenn Ihnen 
telefonische Kontakte andere Schattierungen des 
Gesprächs wiedergeben, dann müssen die Herren zu-
nächst einmal zur Kenntnis nehmen, was der Bun-
desaußenminister wirklich gesagt hat. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage des Grafen Stauffenberg. 

Graf Stauffenberg (CDU/CSU) : Herr Staatsmini-
ster, was hat die Bundesregierung bzw. das Bundes-
außenministerium getan, um dem Eindruck, der hier 
durch Presseveröffentlichungen entstanden ist, nicht 
nur durch ein Dementi hier im Land, sondern auch 
gegenüber den Gesprächspartnern und der Offent-
lichkeit in Südwestafrika, in Namibia, entgegenzu-
treten? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Graf Stauffen-
berg, gegenüber Gesprächspartnern braucht man ja 
nicht zu dementieren, was man nicht gesagt hat. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Aber durch das, was der Pressesprecher des Aus-
wärtigen Amts hier gesagt hat, ist es für die ganze 
Welt klar geworden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Die 
nächste Zusatzfrage ist die der Frau Kollegin von 
Bothmer. 

Frau von Bothmer (SPD) : Herr Staatsminister, ist 
es nicht auch in den Augen der Bundesregierung 
etwas erstaunlich, daß die Interessengemeinschaft 
der Deutschen in Namibia, die bisher ständig die 
Bundesregierung aufs äußerste nicht nur bekämpft, 
sondern auch schlechtgemacht hat, auf einmal so 
sehr darum bittet, unterstützt und als Gesprächs-
partner anerkannt zu werden? 

(Kunz [Berlin] [CDU/CSU] : Bösartige Un

-

terstellung! — Weitere Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Ich halte das, 
Frau Kollegin, für eine natürliche Entwicklung. Die 
Gruppen dort begreifen, daß die Bundesregierung 
ihre Interessen wahrnimmt, nämlich die Interessen 
eines friedlichen Übergangs in Namibia. Die Grup-
pen dort werden auch begreifen, daß andere, die 
sich gegen einen friedlichen Übergang noch stem-
men, am Ende den Interessen der Deutschen dort 
zuwiderarbeiten. Und daraus wird sich wohl ein 
solches Auf-uns-Zugehen ergeben. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage, Herr Kollege Glos. 

Glos (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, wie beur-
teilt die Bundesregierung die demokratische Zuver-
lässigkeit der von Ihnen zitierten wichtigen politi-
schen Kraft SWAPO? 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Ab-
geordneter, ich bitte um Verständnis: Das geht über 
die eingereichte Frage soweit hinaus, daß ich das 
hier im Rahmen der Fragestunde nicht zulassen 
kann. 

Ich gebe jetzt dem Kollegen Schlaga die Mög-
lichkeit zu einer Zusatzfrage, dann dem Kollegen 
Böhm (Melsungen) und dem Kollegen Blumenfeld. 
Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie sich anschlie-
ßend an das Mikrophon begeben würden. 

Schlaga (SPD) : Herr Staatsminister, ist der Bun-
desregierung bekannt, daß die Presse in Südwest-
afrika wie in der Republik Südafrika und auch 
offensichtlich manche Korrespondenten deutscher 
Zeitungen in diesem Gebiet seit geraumer Zeit 
Falschmeldungen verbreiten oder zumindest falsche 
Informationen erhalten und diese dann hier als 
wahr verkaufen wollen, beispielsweise daß der Ge-
neraladministrator und entsprechend die Presse vor 
geraumer Zeit einer Delegation des Deutschen Bun-
destags wie auch der Presse mitgeteilt haben, daß 
die Ruacana Power Station an der Grenze nach 
Angola durch Artilleriebeschuß vernichtet oder 
schwer beschädigt worden ist, während sich bei 
näherem Hinsehen herausgestellt hat, daß nicht 
ein einziger Schuß hineingegangen ist? 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Kol-
lege, ich bitte um Entschuldigung, Sie haben nur 
eine Zusatzfrage. Die Zusatzfrage geht leider weit 
über den Rahmen der eingereichten Frage hinaus. 

Ich gebe dem Herrn Kollegen Böhm die Möglich-
keit, eine Zusatzfrage zu stellen. 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU) : Herr Staatsmini-
ster, da Sie vorhin bei der Beantwortung einer Frage 
gesagt haben, Sie hielten es für möglich, daß sich 
auch seriöse Gesprächspartner über den Inhalt eines 
Gespräches irren können, frage ich Sie, ob Sie auch 
einräumen, daß sich der Herr Bundesaußenminister 
bei der Wiedergabe des Gespräches geirrt haben 
kann, nachdem hier vom Kollegen Klein eindeutig 
eine andere Darstellung des Gesprächs wiedergege-
ben worden ist. 
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Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
ich weiß nicht, ob die Opposition wirklich glaubt, 
daß ein mehr oder weniger mittelbarer und indirek-
ter Kontakt und eine indirekte Information über ein 
solches Gespräch in diesem Hause mehr Glauben 
verdienen als die ausdrückliche Aussage des Bun-
desaußenministers. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Kollege Corterier, wollen Sie noch eine Zusatzfrage 
stellen? — Nein! 

Eine Zusatzfrage, Herr Abgeordneter Blumenfeld. 

Blumenfeld (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
meinen Sie nicht, daß es angesichts der Verwirrung, 
die durch die Äußerungen — die angeblichen oder 
die nicht gemachten — des Bundesaußenministers 
entstanden ist, nützlich wäre, wenn wir in Süd-West 
noch ein Konsulat haben würden? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege 
Blumenfeld, Sie wissen, daß die Bundesregierung 
diese Entscheidung, auf die Sie hier Bezug nehmen, 
im Interesse der deutschen Bewohner in Namibia 
getroffen hat. Diese Entscheidung würde auch heute 
unter den gleichen Bedingungen erneut so getroffe n. 

werden müssen. Insofern ist die Antwort auf Ihre 
Frage: nein! 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, ich lasse noch eine letzte Frage 
des Herrn Abgeordneten Dr. Rose zu. 

Die Fragestunde kann mit ihren Möglichkeiten 
eine Debatte — z. B. in einer Aktuellen Stunde — 
über ein Thema nicht ersetzen. Ich will damit natür-
lich keine unmittelbare Anregung geben. 

Herr Abgeordneter Rose, Sie haben noch die letzte 
Möglichkeit zu einer Zusatzfrage. 

Dr. Rose (CDU/CSU) : Herr . Staatsminister, sind 
Ihre Antworten an Frau von Bothmer so zu verste-
hen, daß die Bundesregierung die Interessengemein-
schaft der Deutschen als einen Verband ansieht oder 
angesehen hat, der die Bundesrepublik scharf be-
kämpft? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
ich habe auf diesen Teil der Frage von Frau Both-
mer nicht ausdrücklich Bezug genommen. Ich glaube, 
Frau Bothmer hat sich dabei auf bestimmte öffent-
liche Äußerungen aus diesen Gruppen bezogen, die 
in der Tat nicht immer freundlich gegenüber der 
Bundesregierung waren. Wir kennen auch sonst un-
freundliche Meinungen gegenüber der Bundesregie-
rung, und wir werden uns in unserer sachlichen Po-
litik von Unfreundlichkeit — von wem immer sie 
kommen mag — nicht bestimmen lassen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 1 aus der Drucksache 8/2193 des Herrn 
Abgeordneten Jäger (Wangen) auf: 

Was wird die Bundesregierung, insbesondere in Gesprächen 
mit der syrischen Regierung, veranlassen, um diese zu bewe-
gen, die militärischen Aktionen der als „Friedenstruppe" im 
Libanon stationierten syrischen Streitkräfte gegen die Wohn-
gebiete der Christen im Libanon, insbesondere in Beirut, denen 
täglich unbeteiligte Zivilisten zum Opfer fallen, sofort zu be-
enden? 

Frage 2 des Herrn Abgeordneten Jäger (Wangen) 
behandelt den gleichen Komplex. Ich weiß nicht, 
Herr Staatsminister, ob Sie beide Fragen eventuell 
im Zusammenhang beantworten können. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Ich habe zwei 
Antworten vorgesehen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen:, Bitte. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Die Bundesre-
gierung begrüßt, wie sicherlich auch Sie, Herr Ab-
geordneter, daß am 7. Oktober 1978 endlich ein 
Waffenstillstand in Beirut erreicht werden konnte, 
nachdem der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen 
am Abend des 6. Oktober 1978 einstimmig in der 
Libanon-Resolution 434 an alle Beteiligten appelliert 
hat, Feindseligkeiten und Gewaltakte sofort einzu-
stellen. 

Die Bundesregierung hofft, daß dieser Waffen-
stillstand, der auf diese und weitere internationale 
Bemühungen zurückzuführen ist, Bestand haben 
wird. Die Bundesregierung hat alles in ihrer Kraft 
Stehende getan und wird auch in Zukunft alles un-
ternehmen, um eine friedliche Lösung des tragi-
schen Konflikts im Libanon zu erleichtern und den 
hart geprüften Menschen zu helfen. 

Mit Beginn der schweren Kämpfe in Beirut Ende 
September haben unser Botschafter in Damaskus, 
unser Botschafter in Tel Aviv und' der Botschafter 
in Beirut bei den Gastregierungen nachdrücklich auf 
Mäßigung gedrängt. Bundesminister Genscher hat 
sich am 6. Oktober 1978 in dringenden Botschaften 
an seine Kollegen in Damaskus, Tel Aviv und Beirut 
sowie an den Generalsekretär der Arabischen Liga 
in Kairo gewandt und sie gebeten, alles in ihrer 
Macht Stehende zu tun, um ein weiteres Blutver-
gießen zu verhindern. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
nachdem der Waffenstillstand im Libanon auch von 
seiten der dort stationierten syrischen Truppen im-
mer wieder verletzt wurde, frage ich: Wird die Bun-
desregierung ihre Bemühungen verstärken und wird 
insbesondere notfalls auch der Bundesaußenminister 
Genscher in den Nahen Osten reisen, um die dort 
aufflammenden Gefahren für unbeteiligte Zivilisten 
eindämmen zu helfen? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege 
Jäger, wir haben engen Kontakt mit den jeweils 
betroffenen Regierungen. Reisepläne stehen gegen-
wärtig nicht zur Diskussion; aber die Bundesregie-
rung wird weiterhin alles in ihrer Macht Stehende 
tun, um zur Beilegung des Konflikts beizutragen. 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine 
zweite Zusatzfrage. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
wird die Bundesregierung in diesem Zusammenhang 
auch ihre Stellung als Mitglied im Weltsicherheits-
rat der Vereinten Nationen dazu benutzen, um wei-
tere Verletzungen des Waffenstillstands, die unbe-
teiligten Menschen das Leben kosten, dort zur Spra-
che zu bringen? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Es kann kein 
Zweifel daran bestehen, daß wir im Zusammenhang 
mit Beratungen über das Libanon-Problem selbst-
verständlich auch im Sicherheitsrat auf eine friedli-
che Lösung des Konflikts drängen werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Ab- 
geordneter Corterier, eine Zusatzfrage. 

Dr. Corterier (SPD) : Herr Staatsminister, wie be-
urteilen Sie die Erklärung, die der französische Au-
ßenminister Guiringaud vor zwei Tagen zum Liba-
non-Konflikt abgegeben hat? Er hat in dieser Erklä-
rung u. a. ausgeführt, der christliche Milizführer 
Chamoun trage die Hauptverantwortung für die tra-
gischen Ereignisse im Libanon, und er hat u. a. den 
Milizen um Chamoun vorgeworfen, daß sie die jüng-
ste Runde der Kämpfe in Beirut angefangen hätten. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Abgeord-
neter Corterier, erlauben Sie mir, auf die Frage, die 
einen Kollegen in einem anderen Staat betrifft, so zu 
antworten: Die Bundesregierung hat ihre Appelle 
immer an alle gerichtet und hat sie auch für alle ge-
meint. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Ab-
geordneter Marx, eine Zusatzfrage. 

Dr. Marx (CDU/CSU) : Herr Kollege von Dohnanyi, 
wie erklären Sie den von mir so empfundenen Wi-
derspruch zwischen den Versicherungen unserer Gä-
ste aus Syrien vor wenigen Wochen hier in der 
Bundesrepublik Deutschland mit den danach einge-
tretenen schweren bürgerkriegsähnlichen Verwick-
lungen im Libanon? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege 
Marx, die Situation im Nahen Osten und insbeson-
dere natürlich im Libanon ist vielschichtig. Kollege 
Corterier hat gerade auf eine mögliche Interpreta-
tion hingewiesen. Ich glaube, man kann in diesem 
Zusammenhang nicht eine einzelne Ursache isolie-
ren. Unsere Gespräche haben auch dazu gedient, den 
Konflikt beizulegen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Kol-
lege Jaeger, eine Zusatzfrage. 

Dr. Jaeger (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, emp-
finden Sie es nicht als sehr unbefriedigend, daß der 
Schutz der Christen im Libanon de facto allein den 
Israelis überlassen ist? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Abgeord-
neter Jaeger, die Lage im Libanon kann für alle be-
troffenen Gruppen nur dann zu einer befriedigenden 
Situation geführt werden, wenn in diesem Land 
Frieden herrscht. Wenn dort ein Konflikt entsteht, 
von wem auch immer er ausgelöst wurde, werden 
selbstverständlich alle Gruppen, auch die Christen, 
zu leiden haben. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Ab

-

geordneter Hüsch, eine Zusatzfrage. 

Dr. Hüsch (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, zieht 
die Bundesregierung zur Herbeiführung des von 
Ihnen soeben zitierten Friedens auch in Erwägung, 
die dem Lande Syrien kürzlich gemachten Zusiche-
rungen von Leistungen jedenfalls so lange auszu-
setzen, wie nicht auch Sicherheit für die Respektie-
rung des Friedens gegeben ist? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Die Bundesregie-
rung hält in Übereinstimmung mit ihren westlichen 
Verbündeten an ihrer Politik gegenüber Syrien fest. 
Es liegt in unserem und im Interesse des Friedens 
dort, die Beziehungen zu Syrien auf möglichst brei-
ter Grundlage zu führen, um unsere Möglichkeit zu 
erhalten, auch bei Präsident Assad weiterhin auf 
eine Bereitschaft zu Verhandlungen im Nahost-
konflikt einwirken zu können. Infolgedessen zieht 
die Bundesregierung einseitige Maßnahmen nicht in 
Erwägung. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, ich wäre Ihnen dankbar, wenn 
Sie bei den Zusatzfragen dem amtierenden Präsi-
denten die Arbeit dadurch erleichterten, daß Sie den 
Zusammenhang mit der eingereichten Frage her-
stellten. Frau Kollegin Bothmer, Sie haben die näch-
ste Zusatzfrage. 

Frau von Bothmer (SPD) : Herr Staatssekretär, wür-
den Sie es als nützlich erachten, wenn die Bundes-
regierung zur besseren Aufklärung der Öffentlich-
keit eventuell noch deutlicher machen könnte — 
neben den diplomatischen Bemühungen, die unser 
Außenminister in Zusammenhang mit dem anderen 
EG-Außenminister verfolgt —, daß nicht die Syrer 
arme Christen angreifen, wie es hier so gern darge

-

stellt wird, sondern daß die Angreifer, wenn man 
so sagen will, oder die Kriegführenden eigentlich 
auf beiden Seiten sind und daß es nicht d i e Chri-
sten im Libanon sind, sondern eine kleine Gruppe 
militanter Christen, die mit den anderen Christen 
eigentlich gar nichts zu tun haben? 

(Unruhe bei der CDU/CSU) 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Frau Kollegin, 
die Frage, die Sie hier eben gestellt haben, nimmt 
Bezug auf die Zusatzfrage des Kollegen Corterier 
und damit auch auf das, was der französische Au-
ßenminister in Paris vor einigen Tagen in einem 
Pressegespräch gesagt hat. Ich wiederhole hier für 
die Bundesregierung, daß wir unsere Appelle an 
alle gerichtet haben und daß alle gemeint sind. 
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Blumenfeld 
der syrischen Friedenstruppe als ein besonderes 
Charakteristikum für eine Friedenstruppe ansieht 
oder ob sie andere Vorschläge zu machen hat. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege 
Blumenfeld, die Lage im Libanon ist, ich sagte das, 
vielschichtig. Die Ursachen für den immer wieder 
ausbrechenden Feuerwechsel sind unterschiedlich. 
Wenn bestimmte Grundvoraussetzungen eingehalten 
werden, ist es durchaus denkbar, daß die syrischen 
Truppen einen wesentlichen Beitrag zur Friedens-
erhaltung im Libanon leisten können. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr 
Kollege Jäger, ich rufe jetzt ihre zweite Frage auf: 

Welche Anstrengungen wird die Bundesregierung unterneh-
men, um die Regierungen verbündeter und befreundeter Staaten 
zu einer gemeinschaftlichen politischen Aktion bei der syrischen 
Regierung zu veranlassen mit dem Ziel, die Feuerüberfälle syri-
scher Truppen auf die christlichen Wohngebiete im Libanon, vor 
allem in Beirut, sofort zu beenden? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Die Bundesre-
gierung steht seit Beginn der Krise im Libanon in 
ständigem Kontakt mit ihren Partnern in der Euro-
päischen Gemeinschaft, tun sich über gemeinsame 
Schritte abzustimmen. Die acht Regierungen haben 
am 6. Oktober 1978 die Bundesregierung als derzei-
tige Inhaberin der Präsidentschaft unter Bezug-
nahme auf die bereits von mir genannten Botschaf-
ten Bundesminister Genscher beauftragt, auch im 
Namen der Neun in Damaskus, Tel Aviv und Beirut 
sowie am Sitz der Arabischen Liga vorstellig zu 
werden und auf ein sofortiges Ende der Feindselig-
keiten zu drängen. Diese Demarchen haben unsere 
Botschafter unverzüglich durchgeführt. 

Die Bundesregierung begrüßt es, daß nach dem 
Ende des Blutvergießens am 7. Oktober jetzt auf 
dem arabischen Außenministertreffen in der Nähe 
von Beirut der Versuch unternommen wurde, die 
Konfrontation zwischen den Führern der christ-
lichen Milizen und den syrischen Einheiten der 
arabischen Abschreckungsstreitmacht abzubauen. 
Gelingt dies, so wäre der Weg für den Beginn des 
Dialogs unter den libanesischen Gruppierungen — 
so  hoffen wir — geebnet. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
ist bei den Gesprächen zwischen den Neun, auf die 
Sie Bezug genommen haben, auch die Notwendig-
keit erkannt, bejaht und eventuell in praktische 
Taten umgesetzt worden ohne Rücksicht darauf, wie 
nun die Auseinandersetzungen bis hin zu Schieße-
reien zwischen den beteiligten Parteien ablaufen, 
vor allem einmal die unbeteiligte Zivilbevölkerung 
vor den Schäden zu schützen, die durch die Feuer-
überfälle hervorgerufen werden? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Selbstverständ-
lich ist das ein vorrangiges Ziel, Herr Kollege 
Jäger, aber es ist ein Ziel, das wir nur erreichen 
können, wenn nicht geschossen wird. Die Bundes-
regierung oder die anderen Acht sind ja nicht im-

stande, ihrerseits eine Zivilbevölkerung vor den 
Schäden eines Konfliktes zu schützen, wenn dieser 
einmal aufgebrochen ist. Unsere Aufgabe besteht 
darin, Konflikte nicht aufbrechen zu lassen oder 
aufgebrochene Konflikte zu befrieden. Wir leisten 
diesen Beitrag über die uns zur Verfügung stehen-
den Möglichkeiten, insbesondere auf diplomatischen 
Wegen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zweite 
Zusatzfrage. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatsminister, 
sind die Regierungen der Neun — und darüber 
hinaus andere verbündete westliche Regierungen 
— der Auffassung, daß die Angelegenheit mit Rück-
sicht auf die Zivilbevölkerung allergrößte Be-
schleunigung verdient und auch den politischen 
Nachdruck verdient, den die westlichen Staaten 
z. B. derzeit den afrikanischen Problemen zuwen-
den? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege 
Jäger, Sie wissen so gut wie jeder andere hier im 
Haus, daß der Libanonkonflikt sicherlich nicht aus 
dem Konflikt im Nahen Osten zu lösen ist. Man 
kann doch nicht übersehen, daß die westliche Seite 
in den letzten Monaten erhebliche Anstrengungen 
unternommen hat, um den Nahostkonflikt schritt-
weise einer Lösung zuzuführen. Man sollte in die-
sem Hause nicht die westlichen Bemühungen zur 
Befriedung im Nahen Osten und auch zur Befrie-
dung im Libanon verkleinern. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Ab-
geordneter Kunz! 

Kunz (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
wird die Bundesregierung auch die Möglichkeiten 
der europäischen politischen Zusammenarbeit nut-
zen und ausschöpfen, um zu einer gemeinsamen Ak-
tion mit dem Ziel der raschen Beendigung der Be-
schießung ziviler Wohngebiete im Libanon durch 
die syrischen Streitkräfte zu kommen? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Die Bundesre-
gierung wird dies nicht nur tun, sie hat getan, was 
im Rahmen unserer Möglichkeiten gemeinsam mit 
den anderen Acht im Augenblick getan werden 
kann. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Graf 
Stauffenberg. 

Graf Stauffenberg (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
denkt die Bundesregierung etwa an gemeinsame Ini-
tiativen oder an eine eigene Initiative im Sicher-
heitsrat der Vereinten Nationen? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege 
Graf Stauffenberg, ich glaube nicht, daß man von 
dieser Stelle einzelne zukünftige Initiativen oder 
Einwirkungen beschreiben sollte. Ich kann Sie ver-
sichern, die Bundesregierung nimmt die Entwick- 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Ab- 
geordneter Hoffacker zu einer Zusatzfrage. 

Dr. Hoffacker (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
wird die Bundesregierung den Forderungen des 
Zentralkomitees der Deutschen Katholiken, dem 
maßgebliche Mitglieder dieses Hauses angehören, 
entsprechen, nämlich die zugesagte Entwicklungs-
hilfe von der sofortigen Einstellung der Kämpfe im . 

Libanon abhängig zu machen und sich für die Ent-
sendung einer Friedenstruppe der Vereinten Na-
tionen einzusetzen? 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Kol-
lege, trotz dieser sehr liebenswürdigen Einführung 
muß ich leider sagen, daß hier der unmittelbare 
Sachzusammenhang nicht gewahrt ist. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Doch!) 

— Nein, er ist nicht gewahrt. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Friedenstruppe!) 

Aber ich will dem Herrn Staatsminister die Mög-
lichkeit geben zu antworten. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
ich glaube, wir kommen immer wieder auf densel-
ben Punkt zurück. Die Bundesregierung hat nicht 
die Absicht, durch Sanktionen etwa im Bereich der 
Entwicklungshilfe einzuwirken. Sie will durch Ge-
spräche mit allen Beteiligten, da ja auch alle Betei-
ligten Ursachen für die Konflikte im Libanon setzen, 
einwirken. Wenn die Möglichkeit besteht, die Frie-
denskräfte im Libanon mit Aussicht auf Erfolg zu 
stärken, wird die Bundesregierung dies selbstver-
ständlich unterstützen. Das entspricht auch der Po-
litik der Bundesregierung, die ja die Friedensmacht 
der Vereinten Nationen durch Initiativen stärken 
will. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Frau Kol-
legin Erler, eine Zusatzfrage. 

Frau Erler (SPD) : Herr Staatsminister, treffen meine 
Informationen zu, daß der Waffenstillstand im Mo-
ment lediglich von Heckenschützen gebrochen wird, 
und zwar von Heckenschützen der maronitischen 
Seite, so daß weder Pressionen noch Gespräche mit 
den Syrern im Augenblick sehr viel helfen würden, 
sondern im Gegenteil Gespräche mit den maroniti-
schen Führer geführt werden müßten? 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Auch die 
Anknüpfung an die Gespräche reicht nicht ganz aus. 
Aber bitte, Herr Staatsminister. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Gespräche mit 
allen Beteiligten sind sicherlich sinnvoll. Im Augen-
blick — das ist richtig, und wir begrüßen das — 
haben die Kämpfe faktisch aufgehört. Es gibt aller-
dings leider immer noch gelegentliche Feuerzwi-
schenfälle. Es ist von hier aus schwer festzustellen, 
von wem sie jeweils ausgelöst werden. Aber unser 

Appell, den Waffenstillstand einzuhalten, richtet 
sich an alle Beteiligten, und alle sind gemeint. 

(Beifall des Abg. Dr. Corterier [SPD]) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, ich werde jetzt sämtliche Zu-
satzfragen, die noch gestellt werden, bei dieser 
Frage abwickeln. Ich gehe davon aus, daß sich ein 
Teil der Zusatzfragen bereits auf die zweite Frage 
bezogen hat. Dies war eben deutlich. Daher können 
wir die zweite Frage im Hinblick auf die weiteren 
eingereichten Fragen kurz behandeln. 

Herr Kollege Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Unter Bezugnahme auf die 
in der Ausgangsfrage angesprochenen Opfer an Zivi-
listen möchte ich die Zusatzfrage stellen, was die 
Bundesregierung in Erfüllung der Pflichten zur Wah-
rung und Durchsetzung des humanitären Völker-
rechts bisher getan hat, um den Zugang für Medika-
mente, Ärzte und Hilfsmittel von West- nach Ost

-

Beirut zu ermöglichen, bzw. noch tun wird. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Die Bundesre-
gierung hat, wie Sie wissen, erste aktuelle Maßnah-
men der humanitären Hilfe insbesondere zugunsten 
der von den jüngsten Ereignissen in Beirut betroffe-
nen christlichen Zivilbevölkerung im Libanon ein-
geleitet. Das Auswärtige Amt hat 200 000 DM für 
eine bereits am 8. Oktober abgegangene für Caritas 
Libanon bestimmte Schiffsladung mit Hilfsgütern des 
Deutschen Caritasverbandes im Gesamtwert von an-
nähernd einer Million D-Mark zur Verfügung ge-
stellt. Weiterhin hat es am 9. Oktober 1978 500 000 
DM bereitgestellt, die für zwei Gemeinschaftsaktio-
nen der Bundesregierung und jeweils einer privaten 
deutschen Hilfsorganisation eingesetzt wurden. Ein-
mal brachte am 15. Oktober 1978 ein vom Deutschen 
Roten Kreuz organisierter Hilfszug ca. 32 t Woll-
decken, hochwertige Kindernahrung und Spezialme-
dikamente in den Libanon. Empfänger ist das Inter-
nationale Komitee vom Roten Kreuz. 

Zweitens transportierte am 16. Oktober 1978 ein 
vom Deutschen Caritasverband durchgeführter 
Hilfszug Medikamente und Kindernahrung in den 
Libanon. Empfänger ist wiederum Caritas Libanon. 

Zum präzisen Teil Ihrer Frage, der sich auf die Zu-
gänge zwischen Ost und West in Beirut bezieht, 
kann ich Ihnen hier im Augenblick keine Antwort 
geben. Aber ich bin Ihnen dankbar für die Frage, 
weil sie mir Gelegenheit gegeben hat, in diesem Zu-
sammenhang die humanitären Leistungen der Bun-
desregierung darzustellen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Letzte 
Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Blumenfeld. 
Das ist die letzte Zusatzfrage zur Frage 1. Dann 
gehe ich zur Frage 2 über, damit wir auch Fragestel-
lern aus anderen Bereichen die Möglichkeit geben, 
Antworten auf ihre Fragen zu erhalten. — Bitte! 

Blumenfeld (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, darf 
ich Sie fragen, ob die Bundesregierung die Aktionen 
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Staatsminister Dr. von Dohnanyi 
lung im Libanon sehr ernst. Sie hat in der Vergan-
genheit das ihr Mögliche getan, um einzuwirken, 
und sie wird das auch in Zukunft so tun. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Letzte 
Zusatzfrage, Herr Abgeordneter Hüsch. 

Dr. Hüsch (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, liegen 
der Bundesregierung Erkenntnisse darüber vor, daß 
der erhoffte Erfolg der verbündeten und befreunde-
ten Nationen durch Maßnahmen oder Absichten 
von solchen Ländern in Frage gestellt werden könn-
te, mit denen sich die Bundesrepublik nicht als be-
freundet bezeichnen könnte? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, in 
der Politik, in der Außenpolitik gibt es immer In-
teressenüberschneidungen. Wir wissen, daß es je-
weils andere Interessen in jedem Feld der Außen-
politik gibt, denen wir wiederum entgegenzuwirken 
haben. Unser Ziel in diesem Fall ist die Befriedung 
des Nahen Ostens. Der Westen leistet auf verschie-
denen Wegen hierzu seinen Beitrag. Ich unterstrei-
che noch einmal: Die Bundesregierung leistet ihren 
Beitrag. Sie leistet ihn auch dadurch, daß sie mit 
allen betroffenen Parteien intensive Kontakte und 
Beziehungen unterhält. Sie ist nicht bereit, diese 
Kontakte und Beziehungen abzubrechen. Dehn sie 
meint, daß ein solcher Abbruch dem Frieden im Na-
hen Osten und der Befriedung des Libanon nicht 
dienlich wäre. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich danke 
Ihnen, Herr Staatsminister. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Forschung und Technologie auf. Zur Be-
antwortung der Fragen steht der Herr Parlamenta-
rische Staatssekretär Stahl zur Verfügung. 

Die Frage 90 ist von dem Herrn Abgeordneten 
Ueberhorst eingereicht: 

Hat sich nach Ansicht der Bundesregierung durch die inter-
nationale Sicherheitsforschung zu Schnellbrutreaktoren der Kennt-
nisstand über gravierende Rekritikalitätsunfälle dieses Reaktor-
typs verbessert, oder ist mit der Fachkonferenz im Argonne 
National Laboratory (vgl. Nuclear Safety Vol. 18 No 1, Januar 
bis Februar 1977, S. 45 ff.) nach wie vor davon auszugehen, daß 
„nicht zur Zufriedenheit eines ausreichend großen Anteils der 
entsprechenden Fachwelt demonstriert werden könne", daß ein 
für die Bevölkerung gravierendes Rekritikalitätsereignis in einem 
Schnellen Brüter unmöglich ist? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Stahl, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Forschung und Technologie: Herr Kollege 
Ueberhorst, Ihre Frage beantworte ich wie folgt. 

Nach hier vorliegenden Unterlagen ist das we-
sentliche Ergebnis der Konferenz im Argonne Na-
tional Laboratory die Tatsache, daß nahezu alle 
führenden amerikanischen Wissenschaftler auf dem 
Gebiet der Schnellbrüter-Sicherheit eine energeti-
sche Rekritikalität für extrem unwahrscheinlich 
halten. 

In der Bundesrepublik Deutschland wird im Ge-
nehmigungsverfahren das Prinzip des Auslegungs-

störfalles verwendet, probabilistische Methoden 
werden nur bei vergleichenden Untersuchungen 
bzw. Verfügbarkeitsuntersuchungen von Sicher-
heitssystemen angewandt. Dies gilt für alle Kern-
kraftwerkstypen, also auch für den SNR 300. 

Beim Genehmigungsverfahren für den SNR 300 
wird der in anderen Ländern als hypothetischer 
Störfall betrachtete Fall eines Kernschmelzens mit 
anschließender Rekritikalität de facto als Ausle-
gungsstörfall zugrunde gelegt. Die  Genehmigungs-
behörden fordern eine konsistente, in sich ge-
schlossene Behandlung und Beherrschung dieses 
Unfalls. Dies schließt auch die Untersuchung und 
Behandlung von Rekritikalitäten ein. Insgesamt 
wird bei der Auslegung der Anlage von einem Un-
fallverlauf ausgegangen, der schwerwiegender ist, 
als die Sicherheitsexperten ihn zur Zeit für möglich 
halten. Die Anlage ist so ausgelegt, daß selbst im 
Falle dieses konservativ definierten hypothetischen 
Unfalls die Konsequenzen für die Offentlichkeit 
gleich Null sind. Die Unfallfolgen werden innerhalb 
der Anlage vollständig beherrscht; die zusätzliche 
Strahlendosis liegt unter den gesetzlich zugelasse-
nen Werten. Die Eintrittswahrscheinlichkeit dieses 
Ereignisses ist so klein, daß es nach menschli-
chem Ermessen ausgeschlossen werden kann. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zusatz-
frage, Herr Kollege? — Bitte. 

Ueberhorst (SPD) : Herr Staatssekretär, darf ich 
angesichts dieser Antwort fragen, ob die Bundes-
regierung also der Meinung ist, daß weder wissen-
schaftlich — im Sinne des Beweises der Nichtmög-
lichkeit — noch technisch — im Sinne der endgülti-
gen Unmöglichmachung eines solchen Unfalles  — 
der  Beweis erbracht werden kann, daß politisch nicht 
ein Restrisiko bleibt, das akzeptiert werden muß. 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Ueber-
horst, auf dieser Konferenz konnte keine einstimmi-
ge Meinung im mathematischen Sinne formuliert 
werden, da die Behandlung dieser Probleme vorwie-
gend Wahrscheinlichkeitsbetrachtungen unterliegt. 
Ich nehme an, daß Ihnen dieses bekannt ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist doch kei

-

ne Antwort auf die Frage!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Staatssekretär, vielleicht haben Sie die Zusatzfra-
ge akustisch nicht ganz verstanden. Herr Kollege, 
würden Sie die Zusatzfrage wiederholen. 

Ueberhorst (SPD) : Ich darf also meine Zusatzfrage 
noch einmal stellen. Die erste Zusatzfrage lautete, 
Herr Staatssekretär: Geht die Bundesregierung jetzt 
davon aus, daß wir bei solchen Unfällen politisch 
letztendlich doch ein Restrisiko akzeptieren müs-
sen? Das ist die komprimierte Fassung meiner ersten 
Zusatzfrage. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Bitte. 
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Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Ueber-
horst, es ist Ihnen bekannt, daß die Bundesregie-
rung im Bereich der Reaktorsicherheit Forschungsak-
tivitäten aufgelegt hat, die etwa einen Jahresetat 
von 100 Millionen DM beanspruchen. Wir gehen 
seit langem darauf aus, daß auch hier — begleitend 
zu rein wissenschaftlich-theoretischen Erkenntnissen 
— Experimente durchgeführt werden, um hier, was 
das Restrisiko betrifft, auch Gewißheit zu erhalten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine 
weitere Zusatzfrage. 

Ueberhorst (SPD) : Darf ich fragen, ob die Bundes-
regierung neben der Kenntnis amerikanischer Kon-
ferenzen auch über Beratungen eigener Beratungs-
institutionen wie beispielsweise der Reaktorsicher-
heitskommission zu diesem Thema verfügt und ob 
sie das Ergebnis solcher Beratungen in Form der 
Protokolle der RSK dem Parlament zuleiten könnte? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Ueber-
horst, hier möchte ich auf die Kompetenz des Innen-
ministers für diesen Bereich verweisen. Ich darf Ih-
nen aber versichern, daß die Bundesregierung na-
türlich auch Aussagen ausländischer Wissenschaft-
ler, die der Kernenergie kritisch gegenüberstehen, 
prüft und in die Gesamtbetrachtung der Politik, der 
Energiepolitik mit einbezieht. Darüber hinaus ist die 
Bundesregierung gerne bereit, dem Parlament, so-
weit möglich, Informationen aus gewünschten Be-
reichen zur Verfügung zu stellen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage des Abgeordneten Schäfer. 

Schäfer (Offenburg) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
stellt sich das Problem der Rekritikalität des Explo-
sionspotentials beim Schnellen Brutreaktor auch bei 
dem vom Wirtschaftsminister des Landes Nordrhein-
Westfalen ins Gespräch gebrachten Konzept eines 
Brüters? 

(Zuruf , von der CDU/CSU: Brüter oder Plu-
toniumverbrennung?) 

— Beides. 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Schäfer, 
die Bundesregierung prüft — — 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Einen 
Augenblick, Herr Staatssekretär! Ich muß dem Herrn 
Staatssekretär loyalerweise zubilligen, daß diese 
Frage in bezug auf die eingereichte Frage eine 
Grenzfrage ist. 

Schäfer (Offenburg) (SPD) : Herr Präsident, ich bin 
gegebenenfalls auch mit einer schriftlichen Beant-
wortung meiner Zusatzfrage zufrieden. 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Schäfer, 
auch das, was Sie soeben angesprochen haben, wird 
in die Prüfung der Bundesregierung einbezogen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich rufe 
nunmehr die Frage 91 des Herrn Abgeordneten 
Schäfer auf: 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß in den Verträgen 
zwischen der französischen Wiederaufarbeitungsfirma Cogema in 
La Hague und den einzelnen Kernkraftwerksbetreibern in Schwe-
den, Japan und der Bundesrepublik Deutschland gleich hohe 
Wiederaufarbeitungskosten entsprechend einer Meistbegünsti 
gungsklausel festgelegt sind? 

Herr Staatssekretär, Sie haben das Wort. 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Schäfer, 
nach den der Bundesregierung vorliegenden Infor-
mationen enthalten die Verträge zwischen der 
COGEMA und den Grundlastkunden — das sind 
diejenigen Kunden, mit deren Verträgen die Anlage 
gebaut wird und für die die veranschlagte kommer-
zielle Nutzungskapazität vorrangig zur Verfügung 
steht — eine Meistbegünstigungsklausel, wonach 
diese Kunden gleich hohe Wiederaufarbeitungsko-
sten zu zahlen haben. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage. 

Schäfer (Offenburg) (SPD) : Treffen demnach In-
formationen von seiten der Wirtschaft nicht zu, wo-
nach die Geheimhaltung zwischen der COGEMA 
und deutschen Betreibern deswegen vertraglich fest-
gelegt worden ist— sie verhindert ja bekanntlich 
bis zur Stunde die Einsichtnahme des Parlaments 
in diese Entsorgungsvorsorgeverträge —, weil da-
durch eine wirtschaftliche Begünstigung der deut-
schen Seite erreicht werden konnte? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Schäfer, 
Ihre Zusatzfrage berührt eigentlich zwei Probleme. 
Zu dem letzteren Problem, das Sie mit der Meist-
begünstigungsklausel angesprochen haben, habe ich 
ja schon Ausführungen gemacht. Das zweite Pro-
blem ist dagegen in einer schriftlichen Antwort auf 
eine Frage von Ihnen von Herrn Staatssekretär 
Schoeler — der Brief trägt das Datum vom 27. Sep-
tember 1978 — sehr eingehend erörtert worden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine 
zweite Zusatzfrage. 

Schäfer (Offenburg) (SPD) : Ich darf noch einmal, 
um sicherzugehen, nachfragen, ob Informationen 
von seiten der Wirtschaft, nach denen die Geheim-
haltungsklauseln aus ökonomischen Vorteilsüber-
legungen im Vertrag festgelegt worden seien, nach 
Kenntnis der Bundesregierung nicht zutreffend sind. 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Schäfer, 
die Frage, die Sie an mich gerichtet haben, müßten 
Sie eigentlich dem Bundesinnenminister stellen. 
Aber Ihnen ist bekannt, daß die Bundesregierung 
beabsichtigt, dem Beschluß des Innenausschusses 
vom 19. April 1978 bezüglich der Einsichtnahme in 
die Verträge Rechnung zu tragen. Wir sind noch 
im Gespräch, und es bedarf diplomatischer Gesprä-
che, um das zu ermöglichen. 
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Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Damit 
sind die Fragen aus dem Geschäftsbereich des Bun-
desministers für Forschung und Technologie beant-
wortet. Ich danke dem Herrn Staatssekretär für die 
Antworten. 

Die Fragen 92 und 93 des Abgeordneten Immer 
(Altenkirchen) aus dem Geschäftsbereich des Bun-
desministers für Bildung und Wissenschaft werden 
auf Wunsch des Fragestellers schriftlich beantwor-
tet. Die Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Damit kommen wir zum Geschäftsbereich des 
Bundesministers des Innern. Zur Beantwortung der 
Fragen steht der Herr Parlamentarische Staatsse-
kretär von Schoeler zur Verfügung. Ich rufe die 
Frage 10 des Herrn Abgeordneten Hartmann auf: 

Sieht die Bundesregierung in der zwischenzeitlich vom Bremer 
Bürgermeister Koschnick bekräftigten Äußerung des Hamburger 
Bürgermeisters Klose, der sogenannte Radikalenerlaß sei fortan 
für ihn nicht mehr existent, und wer als DKP-Funktionär in den 
letzten Jahren in Hamburg nicht Lehrer werden durfte, der 
könne sich jetzt mit Aussicht auf Erfolg erneut bewerben, einen 
Anlaß, in Wahrnehmung ihrer verfassungsmäßigen Pflicht aus 
Artikel 84 Abs. 3 und 4 des Grundgesetzes tätig zu werden, und 
wenn nein, warum nicht? 

Herr Staatssekretär, bitte. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Herr Kollege, die Antwort lau-
tet nein. Die Absicht, bei der Einstellung von Be-
werbern für den öffentlichen Dienst nicht nach dem 
Beschluß der Regierungschefs des Bundes und der 
Länder aus dem Jahre 1972 zu verfahren, stellt nach 
Auffassung der Bundesregierung in keiner Weise 
einen Rechtsverstoß dar. Auch im Bundesbereich 
wird dieser Erlaß nicht mehr praktiziert. Er ist von 
den am 19. Mai 1976 vom Bundeskabinett zustim-
mend zur Kenntnis genommenen Grundsätzen für 
die Prüfung der Verfassungstreue abgelöst worden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage. 

Hartmann (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, hält 
die Bundesregierung denn eine Regelung, die nur 
auf konkrete Handlungen, Unterlassungen oder 
Äußerungen eines Bewerbers oder eines bereits im 
Amt befindlichen Beamten gegen die freiheitliche 
demokratische Grundordnung abstellt, nicht für un-
vereinbar mit dem Wortlaut des Beamtenrechts-
rahmengesetzes, wo es in § 4 ausdrücklich heißt, 
daß in das Beamtenverhältnis nur berufen werden 
darf, wer — neben anderen Voraussetzungen — 
„die  Gewähr dafür bietet, daß er jederzeit für die 
freiheitliche demokratische Grundordnung im Sinne 
des Grundgesetzes eintritt", und wo in § 35 die 
Pflicht eines jeden Beamten festgelegt ist, daß er 
„sich durch sein gesamtes Verhalten zu der freiheit-
lichen demokratischen Grundordnung im Sinne des 
Grundgesetzes bekennen und für deren Erhaltung 
eintreten", also einen aktiven Beitrag erbringen 
muß? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
die Bundesregierung hat mehrfach erklärt, daß sie 
sich von der Entschließung des Deutschen Bundes-
tages, den von ihr zustimmend zur Kenntnis genom-

menen Grundsätzen für die Prüfung der Verfas-
sungstreue und dem Beschluß des Bundesverfas-
sungsgerichts aus dem Jahre 1975 leiten läßt. Wir 
gehen von dieser Auffassung nicht ab. Insofern ist 
Ihre Frage auch durch mehrfache Antworten im 
Plenum sowie durch die grundsätzlichen Aussagen 
der Bundesregierung bereits beantwortet. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine 
weitere Zusatzfrage. 

Hartmann (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sieht 
die Bundesregierung in dieser Haltung nicht einen 
Beitrag zur Erzeugung von Rechtsunsicherheit und 
auch eines Rechtsunfriedens innerhalb der Bevöl-
kerung, insbesondere innerhalb der jungen Genera-
tion, nämlich dadurch, daß dann in verschiedenen 
Bundesländern eine verschiedene Rechtspraxis 
herrscht, daß es dann Bundesländer gibt, die sich 
an die Vereinbarungen von 1972 halten, und Bun-
desländer, wie Hamburg und Bremen, die sich mit 
Billigung der Bundesregierung, die sich in ihrem 
Bereich in gleicher Weise verhält, davon abkehren? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
die Bundesregierung würde selbstverständlich eine 
einheitliche Praxis in Bund und Ländern begrüßen. 
Sie legt für ihren Geschäftsbereich Wert darauf, 
daß der Entscheidung des Bundesverfassungsge-
richts aus dem Jahre 1975 und den vom Deutschen 
Bundestag beschlossenen Grundsätzen, die das Bun-
deskabinett zustimmend zur Kenntnis genommen 
hat, Rechnung getragen wird. Die Bundesregierung 
verfährt nicht nach dem Beschluß der Ministerprä-
sidenten und der Regierungschefs aus dem Jahre 
1972, wie der Herr Bundeskanzler bereits deutlich 
gemacht hat und wie der Bundesminister des Innern 
ebenfalls mehrfach erklärt hat. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zusatz

-

frage des Abgeordneten Spranger. 

Spranger (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, können 
Sie einen Widerspruch des Beschlusses der Mini-
sterpräsidenten und des. damaligen Bundeskanzlers 
Brandt zu den Beamtengesetzen, zur Verfassung und 
zum Urteil des Bundesverfassungsgerichts nennen? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich sehe im Augenblick gar keine Veranlassung, auf 
diese Frage weiter einzugehen. Die Handlungsgrund-
lagen der Bundesregierung für ein rechtsstaatliches 
Verfahren in diesem Bereich sind durch die jetzt be-
reits mehrfach erwähnten Grundsätze geschaffen 
worden. Wir sind der Meinung, daß durch eine 
Praxis, die an der Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts und diesen Grundsätzen orientiert ist, 
die Gefahren einer Ausuferung in diesem Bereich 
vermieden werden können. Wir werden von dieser 
Linie, solche Gefahren zu vermeiden, nicht abgehen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich lasse 
noch eine Zusatzfrage des Abgeordneten Althammer 
zu. 
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Dr. Althammer (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
seit wann verfährt die Bundesregierung nicht mehr 
nach den gemeinsamen Grundsätzen des Bundes-
kanzlers und der Ministerpräsidenten aller Länder 
aus dem Jahre 1972? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
seit der entsprechenden Entscheidung des Deutschen 
Bundestages und der entsprechenden Beschlußfas-
sung im Bundeskabinett über die Grundsätze. Das 
Datum habe ich Ihnen vorhin genannt. Ich kann Ih-
nen das gerne noch einmal nennen: Am 19. Mai 1976 
hat das Bundeskabinett diese Grundsätze gebilligt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 11 des Abgeordneten Hartmann auf: 

Gedenkt der Bundeskanzler, im Bereich des Bundes denselben 
oder sinngemäß ähnlichen Grundsätzen Geltung zu verschaffen? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
der Herr Bundeskanzler hat in der Regierungserklä-
rung am 16. Dezember 1976 ausgeführt, daß die Bun-
desregierung bei der Aufnahme von Bewerbern in 
den öffentlichen Dienst nach den vom Bundesverfas-
sungsgericht aufgestellten Grundsätzen und nach der 
Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts und des 
Bundesverwaltungsgerichts verfährt. Er hat in die-
sem Zusammenhang ferner erklärt, daß die Bundes-
regierung alles tun werde, um die Entstehung eines 
allgemeinen Mißtrauens zu verhindern, welches die 
persönliche Ausübung von Grundrechten mit Gefah-
ren für die persönliche berufliche Zukunft belasten 
könnte. Dies führe zu Leisetreterei und Furcht. Ge-
wollt sei aber nicht Furcht, sondern die persönliche 
Bereitschaft, die verfassungsmäßige Ordnung leben-
dig zu halten. 

Die vom Bundeskabinett am 19. Mai 1976 zustim-
mend zur Kenntnis genommenen Grundsätze für die 
Prüfung der Verfassungstreue schreiben ausdrücklich 
,insbesondere die Beachtung der grundlegenden Ent-
scheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 22. 
Mai 1975 und der Entschließung des Hohen Hauses 
vom 24. Oktober 1975 vor. 

Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner Ent-
scheidung dargelegt, daß die Zugehörigkeit zu einer 
Partei oder Vereinigung mit verfassungsfeindlichen 
Zielen nur „ein Stück des Verhaltens" sein kann, 
das für die geforderte Beurteilung der Persönlich-
keit eines Bewerbers erheblich ist. Diese Auffas-
sung des Bundesverfassungsgerichts wird von der 
Bundesregierung, wie wiederholt zum Ausdruck 
gebracht, voll geteilt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Hartmann (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, kön-
nen Sie sagen, daß die Äußerungen des Hamburger 
Bürgermeisters, Herrn Klose, auf denen meine Fra-
gen beruhen, von dieser soeben von Ihnen dar-
gestellten Auslegung umschlossen werden, oder be-
steht eine Divergenz zwischen der von Ihnen so

-eben gegebenen Auskunft und der Meinung des 
Herrn Klose, wie er sie im „Spiegel" geäußert hat, 
wo es hieß, daß der Radikalenerlaß für ihn fortan 
nicht mehr existent sei und daß sich derjenige, der 
als DKP-Funktionär in den letzten Jahren in Ham-
burg nicht Lehrer werden durfte, jetzt mit Aussicht 
auf Erfolg erneut bewerben könne? 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Umfang-

reiche Zitate in Zusatzfragen wollen wir nicht ein-
führen, denn die Zusatzfrage muß kurz sein. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich habe nicht den Eindruck, daß der Bürgermeister 
von Hamburg den Grundsatz der Einzelfallprüfung 
in Zweifel ziehen wollte. Eine solche Erklärung ist 
mir nicht bekannt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine 
zweite Zusatzfrage. 

Hartmann (CDU/CSU) : Ich muß Sie noch einmal 
fragen: Ist die Bundesregierung der gleichen Auffas-
sung, wie Herr Klose sie im „Spiegel"-Interview ge-
äußert hat, oder unterscheiden sich beide Auffassun-
gen — und wenn ja, in welchen Punkten? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
Sie werden verstehen, daß ich schon eine präzise 
Frage brauche, um Ihnen eine präzise Antwort zu 
geben. Ich kann Ihnen sagen, wie die Haltung der 
Bundesregierung ist. Das habe ich hier — nicht nur 
in dieser Fragestunde, sondern auch in anderen 
Fragestunden — bereits mehrfach getan. Ich habe 
Ihnen gesagt, daß ich keine Äußerung des Bürger-
meisters von Hamburg kenne, die den Grundsatz 
der Einzelfallprüfung, wie er vom Bundesverfas-
sungsgericht in seinem Beschluß vom Mai 1975 auf-
gestellt worden ist, in Frage stellen würde. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine 
Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Wird also, um bei dem letz-
ten Punkt anzuknüpfen, im Bereich der Bundesre-
gierung im Sinne des von Ihnen teilweise zitierten 
Bundesverfassungsgerichtsurteils vom 22. Mai 1975 
gegebenenfalls auch gefordert, daß sich der Beamte 
— so sagt das Bundesverfassungsgericht wörtlich — 
von  verfassungswidrigen Organisationen distan-
ziert? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
wir könnten jetzt in eine ausführliche Zitierung des 
Beschlusses des Bundesverfassungsgerichts eintre-
ten. Ich glaube nicht, daß dies die Diskussion wei-
terbrächte. Tatsache ist, daß das Bundesverfassungs-
gericht in seinem Beschluß den Grundsatz der Ein-
zelfallprüfung postuliert hat, indem es gesagt hat, 
daß die Mitgliedschaft in einer Partei mit verfas-
sungsfeindlichen Zielen nur ein Stück des Verhal-
tens ist, das bei einer Entscheidung über die Ein

-

stellung von Bedeutung sein kann. Daran ist nicht 
zu deuteln. Ich meine, wir sollten uns auch davor 
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Parl. Staatssekretär von Schoeler 
hüten, hier Forderungen aufzustellen, die mit der 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts nicht 
in Einklang zu bringen wären. 

(Dr. Czaja [CDU/CSU]: Ich habe die Ent-
scheidung wörtlich zitiert!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage des Herrn Kollegen Spranger. Ich wäre 
allerdings dankbar, wenn sich die Fragesteller je-
derzeit die Ursprungsfrage vor Augen hielten. 

Spranger (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, teilt 
die Bundesregierung die Auffassung von Herrn 
Klose, derzufolge auch DKP-Funktionäre Lehrer 
und gleichzeitig Beamte im Staatsdienst sein kön-
nen? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
auch diese Frage muß ich mit dem Hinweis auf den 
Grundsatz der Einzelfallprüfung beantworten, bei 
der jeweils in jedem konkreten Fall alle Elemente, 
die das Bundesverfassungsgericht im einzelnen ge-
nannt hat, in die Beurteilung bei der Entschei-
dung über eine Einstellung einfließen müssen. Es 
wäre nach der Entscheidung des Bundesverfassungs-
gerichts nicht zulässig — die Bundesregierung teilt 
diese Auffassung; dies hat sie auch mehrfach er-
klärt —, nur auf ein Stück des Verhaltens des Be-
werbers — ein solches kann die Mitgliedschaft in 
einer Partei sein — abzustellen und einen Automa-
tismus der Art einzuführen, daß nach Feststellung 
der Mitgliedschaft eine Ablehnung erfolgen müsse. 
Dieser Standpunkt wird von der Bundesregierung 
nicht geteilt, und zwar in Übereinstimmung mit der 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Ich gebe 
nun noch dem Kollegen Hölscher und dem Kolle-
gen Schäfer zu Zusatzfragen das Wort. Dann gehen 
wir zur nächsten Frage über. 

Hölscher (FDP) : Herr Staatssekretär, sind Sie mit 
mir der Meinung, daß es  bei uns — im Gegensatz 
zu totalitären Staaten — darauf ankommt, auch in 
diesem Zusammenhang nicht Gesinnung zu über-
prüfen, sondern Verhalten zu werten? 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Kol-
lege, ich bitte Sie um Verständnis. Diese Frage steht 
nicht mehr in dem notwendigen Zusammenhang mit 
der Ursprungsfrage. Bei den anderen Zusatzfragen 
war der Zusammenhang gerade noch zu erkennen, 
hier nicht mehr. 

Bitte, Herr Kollege Schäfer. 

Schäfer (Offenburg) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
wie beurteilt die Bundesregierung die Auffassung 
eines ehemaligen Spitzenkandidaten der Union, wo-
nach eher ein Polizeibeamter Kommunist sein könne 
denn ein Lehrer? 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr 
Kollege Schäfer, so interessant der politische Bei-

trag auch sein mag, diese Frage steht jedenfalls 
nicht in dem notwendigen Zusammenhang mit der 
eingereichten Frage. 

Herr Staatssekretär, ich gehe nunmehr zu Frage 12 
des Herrn Abgeordneten Bühling über: 

Werden die Beamten, die nach dem Wegfall des Widerspruchs 
im Asylverfahren durch das Gesetz vom 25. Juli 1978 von ihrer 
bisherigen Aufgabe freigestellt worden sind, nunmehr zur be-
schleunigten Erledigung der Asylanträge in der verbliebenen 
einzigen Verwaltungsinstanz eingesetzt? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich wäre dankbar, wenn ich die beiden von Ihnen 
eingereichten Fragen zusammen beantworten 
könnte. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Der Herr 
Kollege Bühling ist einverstanden. Dann rufe ich 
noch die Frage 13 des Herrn Kollegen Bühling auf: 

Wenn das nicht der Fall ist, wann ist mit der entsprechenden 
Umsetzung dieser Beamten zu rechnen? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Die Bundes-
regierung hat unmittelbar nach Inkrafttreten des 
Gesetzes zur Beschleunigung des Asylverfahrens 
vom 25. Juli 1978 alle erforderlichen Maßnahmen 
für einen wirksamen Gesetzesvollzug in die Wege 
geleitet. Ich möchte Ihnen diese Maßnahmen gern 
im Zusammenhang darstellen, weil sich aus diesem 
Zusammenhang auch die Beantwortung Ihrer Fragen 
ergibt. 

1. Der Bundesminister des Innern hat mit Schrei

-

ben vom 18. August 1978 an die Innenminister der 
Länder die Bitte herangetragen, die Kontakte zwi-
schen dem Bundesamt für die Anerkennung auslän-
discher Flüchtlinge und den Ausländerbehörden da-
durch zu intensivieren, daß im Bundesamt in Zirn-
dorf in einem bestimmten Turnus Informations-
tagungen für Angehörige der Ausländerbehörden 
der Länder veranstaltet werden. 

2. Darüber hinaus ist beabsichtigt, beim Bundes-
amt für die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge 
auch Informationsbesuche für Verwaltungsrichter 
durchzuführen. 

3. Die Bundesregierung setzt sich dafür ein, daß 
für Verwaltungsrichter im Rahmen der Deutschen 
Richterakademie länderübergreifende Fortbildungs-
veranstaltungen über asylrechtliche Fragen statt-
finden. 

4. Was die erforderlichen gesetzgeberischen Maß-
nahmen in den Ländern für eine gemäßigte Dezen-
tralisierung des verwaltungsgerichtlichen Verfah-
rens in Asylsachen ab 1. Januar 1980 angeht, für 
die das zweite Gesetz zur Änderung der Verwal-
tungsgerichtsordnung vom 25. Juli 1978 die Voraus-
setzungen geschaffen hat, so ist bereits zwischen 
den für die Verwaltungsgerichtsbarkeit zuständigen 
obersten Landesbehörden ein Meinungsaustausch 
aufgenommen worden. 

5. Zur weiteren Beschleunigung der Vorprüfung 
im Rahmen des Asylverfahrens erfolgt seit einigen 
Monaten eine Vorprüfung auch in zentralen Anlauf-
stellen für Asylsuchende der Länder. 
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6. Zu Ihrer speziellen Frage nach dem Wider-

spruchsverfahren ist folgendes zu bemerken. Am 
30. September 1978 waren noch 3 238 unerledigte 
Widerspruchsverfahren zu bearbeiten, auf die die 
gesetzliche Neuregelung nicht angewandt werden 
kann. Die zur Zeit vorhandenen fünf Widerspruchs-
ausschüsse müssen daher vorerst noch weiterhin 
bestehen. Da die Widerspruchsausschüsse in diesem 
Jahr monatlich über rund 500 Widersprüche ent-
schieden haben, ist damit zu rechnen, daß die noch 
nicht erledigten Widerspruchsverfahren im Früh-
jahr 1979 abgeschlossen sein werden. Danach wer-
den die in den Widerspruchsausschüssen tätigen 
15 Beamten anderen Organisationseinheiten des 
Bundesamts, vorwiegend den Anerkennungsaus-
schüssen, zur beschleunigten Erledigung der Asyl-
anträge zugewiesen. Nach Bewilligung der im Ent-
wurf des Haushalts für das Jahr 1979 vorgesehenen 
30 neuen Stellen für das Bundesamt wird von uns 
als Ziel angestrebt, die Zahl von derzeit 6 Aner-
kennungsausschüssen mehr als zu verdoppeln. Da-
mit soll das Bundesamt personell und organisato-
risch in die Lage versetzt werden, die Dauer des An-
erkennungsverfahrens für Asylbewerber wesentlich 
zu verkürzen, wie es ja auch dem Grundgedanken 
des Gesetzgebers bei der Verabschiedung des Ge-
setzes, bei dem Sie Berichterstatter waren, Herr 
Kollege, entspricht. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage, bitte, Herr Kollege. 

Bühling (SPD) : Kann ich also davon ausgehen, 
Herr Staatssekretär, daß die Bundesregierung mit 
der gleichen Dringlichkeit, die Sie in verschiede-
nen Punkten geschildert haben, auch in der weite-
ren Zukunft auf die allseitige Beschleunigung die-
ses Verfahrens hinwirken wird? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
das ist der Grund, weshalb ich Ihre Frage sehr um-
fangreich beantwortet habe. Uns geht es darum, daß 
nach der Verabschiedung des Gesetzes zur Beschleu-
nigung der Asylverfahren auf der Verwaltungsseite 
alle Maßnahmen ergriffen werden, die möglich sind, 
um den gesetzgeberischen Willen möglichst schnell 
auch tatsächlich zu realisieren. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr 
Staatssekretär, wollen Sie' auch die nächsten beiden 
Fragen gemeinsam beantworten? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Ja. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Dann 
rufe ich jetzt die Fragen 14 und 15 des Abgeordne-
ten Horstmeier auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch eine Bestimmung 
des Haushaltsstrukturgesetzes, nach der Ehefrauen von noch als 
Beamte tätigen Schwerkriegsbeschädigten von der Beihilfe des 
Bundes 'im Krankheitsfall ausgeschlossen wurden und dem Bun-
desversorgungsgesetz zugewiesen sind, diese Ehefrauen erheb-
liche Nachteile in Kauf nehmen müssen, und wie begründet sie 
dies? 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, diese Bestimmung 
des Haushaltsstrukturgesetzes wieder rückgängig zu machen? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
die von Ihnen angesprochene Regelung war als 
flankierende Maßnahme zum Haushaltsstrukturge-
setz Bestandteil der Sparbeschlüsse der Bundesre-
gierung und stellte ebenso wie andere Ä nderungen 
des Beihilferechts das Prinzip der ergänzenden Für-
sorge des Dienstherrn mehr in den Vordergrund. 
Nur dort besteht eine Verpflichtung des Dienstherrn 
zur Hilfe, wo nicht bereits auf andere Weise eine 
ausreichende Krankenversorgung sichergestellt ist. 

Im Hinblick auf dieses Subsidiaritätsprinzip wurde 
es bei der Verabschiedung der Sparbeschlüsse für 
vertretbar gehalten, Beihilfeberechtigte, soweit ihre 
Krankenversorgung anderweitig gesetzlich sicher-
gestellt ist, auf die Wahrnehmung der zustehenden 
Ansprüche zu verweisen. Von dieser Regelung wur-
den u. a. Familienangehörige von Schwerbeschädig-
ten erfaßt. Diese ab 1. April 1976 geltende Rege-
lung stellte den Rechtszustand wieder her, der bis 
zum Jahre 1965 galt. Das Bundesverwaltungsgericht 
hat die Rechtmäßigkeit dieser Vorschrift wiederholt 
bestätigt. 

Die Regelung, die nur aus der besonderen Situa-
tion der vielen den öffentlichen Dienst betreffenden 
Sparbeschlüsse Ende 1975 zu erklären ist, halte ich 
für änderungsbedürftig. Sie ist vor allem bei der 
notwendigen Anpassung des Versicherungsschutzes 
auf Grund der geänderten Rechtslage zum Teil auf 
erhebliche Schwierigkeiten gestoßen. Die Bundesre-
gierung beabsichtigt deshalb, den bis zum 31. März 
1976 geltenden Rechtszustand wiederherzustellen. 
Ein entsprechender Entwurf von Änderungsvor-
schriften befindet sich in der Abstimmung mit den 
Bundesressorts, wobei Finanzierungsfragen noch of-
fen sind. Das Verfahren nach der gemeinsamen Er-
klärung der Regierungen des Bundes und der Län-
der vom 1. Juli 1977, wonach die Bundesregierung 
und die Regierungen der Länder auf eine gemein-
same, stabilitätskonforme Steuerung der Personal-
kosten im öffentlichen Dienst hinwirken wollen, ist 
im Interesse einer Beschleunigung bereits im Sep-
tember 1978 eingeleitet worden. Die Erklärungsfrist 
der Länder beträgt drei Monate. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Bitte, 
eine Zusatzfrage. 

Horstmeier (CDU/CSU) : Wann ist damit zu rech-
nen, daß die neue Regelung in Kraft tritt? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
nach Ablauf der Erklärungsfrist, die, wie ich er-
wähnt habe, den Ländern eingeräumt worden ist, 
wird bei uns unverzüglich eine Entscheidung mög-
lich sein. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage, Herr Abgeordneter Müller (Berlin). 

Müller (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
darf ich Sie fragen, ob das Alimentationsrecht der 
Beamten nicht Vorrang gegenüber allen Ansprü-
chen aus anderen sozialen Einrichtungen hat? 
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von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
wenn Sie damit ausdrücken wollen, daß die jetzige 
Regelung änderungsbedürftig ist, stimme ich dem 
zu. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine 
letzte Zusatzfrage, Herr Abgeordneter Dr. Becker. 

Dr. Becker (Frankfurt) (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, ist, wenn Sie davon ausgehen, daß der Zu-
stand von Anfang 1976 wieder hergestellt werden 
soll, damit gesagt, daß auch rückwirkend ein An-
spruch auf diese Leistungen besteht? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich kann das im Augenblick nicht beantworten, bin 
aber gern bereit, Ihnen dazu schriftlich noch etwas 
mitzuteilen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Ich rufe 
Frage 16 des Herrn Abgeordneten Dr. Laufs auf: 

Beabsichtigt die Bundesregierung, die bei nächstmöglicher Ge-
legenheit herbeizuführende Ergänzung der Vorschriften über die 
Weitergabe personenbezogener Daten aus dem Sozialversiche-
rungsbereich durch eine Novellierung des Bundesdatenschutzge-
setzes anzustreben, und, falls ja, wird sie eine besondere Rege-
lung für bestimmte, besonders empfindliche personenbezogene 
Daten vorschlagen? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
was die von Ihnen angesprochene Novellierung des 
Bundesdatenschutzgesetzes betrifft, so darf ich zu-
nächst auf meine Antwort in der Fragestunde am 
27. September 1978 auf die Frage des Herrn Kolle-
gen Gerster Bezug nehmen. Danach muß das Bun-
desdatenschutzgesetz als Einstieg in die kompli-
zierte Materie des Datenschutzes gewertet und die 
Diskussion über einen wirksamen Datenschutz so-
wohl in der Bundesrepublik Deutschland als auch 
im Hinblick auf ein einheitliches Datenschutzrecht 
innerhalb der Europäischen Gemeinschaften fortge-
setzt werden. 

Eine andere Frage ist der von der Bundesregie-
rung als besonders wichtig erachtete Ausbau der 
fach- und bereichsspezifischen Datenschutzgesetz-
gebung. Hierher gehört die von Ihnen angesproche-
ne Verstärkung des Datenschutzes in der Sozialver-
sicherung, insbesondere in bezug auf die Datenüber-
mittlung in diesem Bereich. Dazu hat der Herr Kol-
lege Buschfort in der Fragestunde am 5. Oktober 
auf die Frage des Herrn Kollegen Dr. Becker mit-
geteilt, daß eine Ergänzung der entsprechenden So-
zialversicherungsgesetze bei der nächstmöglichen 
Gelegenheit herbeigeführt werden könne. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage. 

Dr. Laufs (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, kann 
die Bundesregierung meine Beurteilung teilen, daß 
durch diese bereichsspezifische, inhaltlich konkrete 
Ausgestaltung des Datenschutzrechts das Bundes-
datenschutzgesetz selbst überlagert und an Bedeu-
tung verlieren wird? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Nein, Herr Kol-
lege, diese Auffassung kann ich deshalb nicht teilen, 
weil das Bundesdatenschutzgesetz bewußt so kon-
zipiert worden ist, daß es hinter fach- und bereichs-
spezifischen Regelungen zurücktritt und nur dort 
seine Auffangfunktion entfaltet, wo es an speziellen 
Regelungen fehlt. Insofern kann man in dem Erlaß 
bereichsspezifischer Datenschutzregelungen nur eine 
Verstärkung, eine Verbesserung des Datenschutzes 
insgesamt sehen, keineswegs aber eine Aushöhlung 
des Bundesdatenschutzgesetzes. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine wei

-

tere Zusatzfrage. 

Dr. Laufs (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, stimmt 
die Bundesregierung dann mit meiner Auffas-
sung überein, daß ein Ziel des Bundesdaten-
schutzgesetzes, nämlich den Datenschutz umfassend 
und für den Bürger überschaubar zu regeln, auf 
dem von der Bundesregierung vorgeschlagenen Weg 
nicht zu erreichen ist? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich kann diese Auffassung nicht teilen. Das Bundes-
datenschutzgesetz umfaßt die Regelung sehr unter-
schiedlicher Bereiche in der öffentlichen Verwaltung 
und in der privaten Wirtschaft und dort jeweils die 
sehr unterschiedlich gelagerten Bereiche, in denen 
sich auch sehr unterschiedliche Abwägungsfragen 
stellen. Wenn man an eine Fortentwicklung des 
Datenschutzrechts denkt, wird man sich darüber im 
klaren sein müssen, daß gegenüber dem Bundes-
datenschutzgesetz weitergehende Regelungen insbe-
sondere dann eingeführt werden können, wenn sie 
auf einen speziellen Fachbereich beschränkt sind, 
weil man die dort vorzunehmenden Abwägungen 
dann sehr viel detaillierter, sehr viel konkreter, un-
ter sehr viel mehr Verzicht auf generalklauselartige 
Formulierungen vornehmen kann, als es naturge-
mäß in einem vom Regelungsbereich her sehr um-
fassenden Gesetz wie dem Bundesdatenschutzgesetz 
der Fall sein kann. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine Zu

-

satzfrage, Herr Abgeordneter Hölscher. 

Hölscher (FDP) : Herr Staatssekretär, teilt die Bun-
desregierung die Absicht der Koalition, im Rahmen 
der Kodifizierung des Sozialgesetzbuchs bei der 
Vereinheitlichung der Verwaltungsverfahren spezi-
fisch für diesen Bereich den Schutz der Privatsphäre 
zu gewährleisten? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich kann diese Frage für den Geschäftsbereich des 
Bundesministers des Innern nur dahin beantworten, 
daß wir jede Fortentwicklung des Datenschutzrechts, 
die dem Schutzbedürfnis des einzelnen Bürgers 
Rechnung trägt, außerordentlich begrüßen. Für den 
speziellen Bereich der Sozialgesetzgebung und die 
Ausgestaltung im einzelnen, wie dieses Ziel eines 
verbesserten Datenschutzes im Interesse des ein- 
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zelnen Bürgers dort erreicht werden kann, ist der 
Arbeitsminister zuständig. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage des Herrn Abgeordneten Dr.. Becker. 

Dr. Becker (Frankfurt) (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, da Sie in Ihrer Antwort auf die Antwort 
von Herrn Staatssekretär Buschfort eingegangen 
sind, frage ich Sie, ob Sie den zweiten Teil meiner 
damaligen Frage, der den Innenbereich betraf und 
sich auf die Kritik des Datenschutzbeauftragten der 
Bundesregierung, Herrn Bull, bezog, dahin beant-
worten können, daß in diesem Bereich ebenfalls 
rechtliche Änderungen und Ergänzungen geplant 
sind. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Kol-
lege Becker, das betrifft genau den Punkt unserer 
Richtlinien für die Fragestunde, wonach eine Bezug-
nahme auf eine Antwort für eine Zusatzfrage nicht 
möglich ist. Die Zusatzfrage muß sich ausdrücklich 
auf den Kern der eingereichten Frage beziehen. In 
dieser Situation ist der Herr Staatssekretär. Wenn 
er den Sachverhalt unmittelbar vor Augen hat, kann 
er natürlich antworten. Sonst gehen wir weiter. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Wir haben uns, 
glaube ich, schon durch Blicke verständigt, das bilate-
ral zu erledigen, Herr Präsident. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Bitte. 

Ich rufe die Frage 17 des Herrn Abgeordneten 
Ueberhorst auf: 

Welche Kriterien hält die Bundesregierung für erforderlich, um 
das Rekritikalitätsproblem beim Schnellen Brüter als beherrsch-
bar oder akzeptabel anzunehmen, und inwieweit wird der ge-
plante Schnelle Brüter in Kalkar diesen Kriterien gerecht? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
zunächst muß festgestellt werden, daß die hier  ge-
nannte Rekritikalität kein unmittelbares Sicherheits-
problem beim Betrieb des Schnellen Brüters darstellt, 
sondern erst bei Betrachtung hypothetischer, also 
extrem unwahrscheinlicher, Störfallabläufe Bedeu-
tung gewinnt. 

Vorausgesetzt wird hierbei z. B., daß alle Abschalt-
systeme gleichzeitig vollständig versagen. Dies wür-
de zu einer überschnellen Leistungssteigerung füh-
ren, die den Reaktorkern zerstört und zum Schmel-
zen bringt. Die Kettenreaktion der Kernspaltung 
(Kritikalität) erlischt dabei zunächst selbsttätig. 
Theoretisch nicht auszuschließen sind jedoch Mecha-
nismen für den Schadensablauf, die zu einer erneu-
ten Konzentration von Spaltstoff und erneuter kurz-
zeitiger Kettenreaktion, d. h. Rekritikalität mit stoß-
artiger Energiefreisetzung, führen. 

Im Genehmigungsverfahren für den SNR-300 wird, 
besonders im Hinblick auf den Prototypcharakter der 
Anlage, gefordert, daß der den Reaktorkern umschlie-
ßende Behälter auch den mit diesen Störfällen ver-
bundenen mechanischen Belastungen standhält. 

Darüber hinaus wurde im Genehmigungsverfahren 
für den SNR-300 durch technische Auflagen Vorsorge 
getroffen, daß auch im Fall eines Austretens von ge-
schmolzenem Brennstoff aus dem Reaktortank die-
ser sicher eingeschlossen und ausreichend gekühlt 
wird. Durch eine geeignete bauliche Ausgestaltung 
wird darüber hinaus die Möglichkeit einer erneuten 
Kettenreaktion auch der aufgefangenen Reaktor-
schmelze verhindert. 

Nach derzeitigem Stand der Erkenntnisse von 
Wissenschaft und Technik kann daher davon aus-
gegangen werden, daß der SNR-300 alle zur Beherr-
schung dieser weitgehend hypothetischen Störfälle 
notwendigen Anforderungen erfüllt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage. 

Ueberhorst (SPD) : Herr Staatssekretär, kann die 
Bundesregierung die unterschiedlichen Explosions-
potentiale, die von Experten für solche Rekritikali-
tätsunfälle berechnet werden, so bewerten, daß für 
die Offentlichkeit und den Bürger eine Berechnung 
glaubhaft wird? Ich frage deshalb, weil die berech-
neten Explosionspotentiale sich um den Faktor 100 
und mehr unterscheiden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Kol-
lege, für den Außenstehenden wird der hier ange-
sprochene Fragenkomplex dadurch noch nicht deut-
licher. Aber der Herr Staatssekretär wird das auf-
klären. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
wenn ich Ihre Frage nicht mit Ja beantworten 
könnte, hätte ich die Antwort nicht so erteilt. 

Ueberhorst (SPD) : Wie bitte? Das habe ich wegen 
Ihrer Bemerkung, Herr Präsident, akustisch nicht 
verstanden. 

von Schoeler, Parl. Staatsekretär: Wenn ich Ihre 
Frage nicht mit Ja beantworten könnte, hätte ich 
die Antwort auf Ihre Ausgangsfrage nicht so gege-
ben. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Sie ha-
ben eine weitere Zusatzfrage. 

Ueberhorst (SPD) : Darf ich wie vorhin Herrn 
Staatssekretär Stahl auch Sie fragen, ob die Bundes-
regierung die Reaktorsicherheitskommission mit die-
sem Berechnungsproblem befaßt hat und dem Deut-
schen Bundestag gegebenenfalls die Protokolle die-
ser Erörterungen der RSK übergeben kann? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich bin gern bereit, Ihnen mitzuteilen, ob sich die 
RSK mit diesem Thema beschäftigt hat. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 18 des Herrn Abgeordneten Marschall auf:. 



8688 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 110. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 18. Oktober 1978 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen 
Wie beurteilt die Bundesregierung die im Juni aufgedeckten 

sicherheitsgefährdenden Praktiken im Kernkraftwerk (KKW) 
Brunsbüttel und die Möglichkeit ähnlicher Vorkommnisse in an-
deren Kernkraftwerken? 

Von ihm wurden zwei Fragen eingereicht, die in 
einem gewissen Zusammenhang stehen. Herr Staats-
sekretär, haben Sie eine gemeinsame Beantwortung 
vorgesehen? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Ja. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Der Fra-
gesteller ist damit einverstanden. Ich rufe daher 
auch die Frage 19 des Herrn Abgeordneten Mar-
schall auf: 

Welche Konsequenzen sind aus dem Fehlverhalten nahezu aller 
Beteiligten im KKW Brunsbüttel gezogen worden, und auf welche 
Weise können ähnliche Sicherheitsgefährdungen in Zukunft ver-
hindert werden? 

Bitte. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Nach Auffas-
sung der Bundesregierung beruht, Herr Kollege, 
die besondere Bedeutung des Störfalls im Kernkraft-
werk Brunsbüttel auf menschlichem Fehlverhalten, 
das erkennbar wurde in Fehlbeurteilungen, unsach-
gemäßem Handeln und Nichtbeachtung verbind-
licher Vorschriften durch das Betriebspersonal. 

Die Diskussion darüber, wie durch verbesserte 
technische und administrative Maßnahmen solche 
Verstöße wirksamer als bisher verhindert werden 
können, ist zur Zeit noch nicht abgeschlossen. Tech-
nischen Maßnahmen zur Erschwerung von Mani-
pulationen am Reaktorschutzsystem sind vor allem 
dadurch Grenzen gesetzt, daß die Teile des Schutz-
systems im Hinblick auf ihre Sicherheitsfunktion 
leicht prüfbar sein sollten. Deshalb liegt der Schwer-
punkt möglicher Maßnahmen letztlich eindeutig im 
administrativ-organisatorischen Bereich. Der Zuver-
lässigkeit des Betriebspersonals kommt hier ent-
scheidende Bedeutung zu. 

Einen ausführlichen schriftlichen Zwischenbe-
scheid über die laufenden Überlegungen hat der 
Bundesminister des Innern heute an den Vorsitzen-
den der Arbeitsgruppe „Reaktorsicherheit und 
Strahlenschutz" des Innenausschusses des Deut-
schen Bundestages übersandt. Ich werde Ihnen die-
sen Bericht gerne zuleiten. 

Die Meinungsbildung über Art und Umfang der 
erforderlichen organisatorischen und sonstigen Maß-
nahmen sowohl für das Kernkraftwerk Brunsbüttel 
als auch generell für alle Kernkraftwerke ist weder 
bei den zuständigen Landesbehörden noch beim 
Bundesminister des Innern völlig abgeschlossen, 
insbesondere haben die Reaktorsicherheitskommis-
sion und die Strahlenschutzkommission ihre Bera-
tung hierzu noch nicht zu Ende geführt. 

Der Betreiber hat im Vorgriff auf diesbezügliche 
Anordnungen der Aufsichtsbehörde hinsichtlich Zu-
verlässigkeit und Fachkunde bereits zwei der für 
den Störfallablauf verantwortlichen Mitarbeiter von 
ihren Aufgaben entbunden und angekündigt, daß 
zwei weitere leitende Mitarbeiter aus dem Werk 
ausscheiden werden. 

Außerdem ist geplant, durch Umstrukturierung 
in der Hauptverwaltung der Hamburger Elektrizi-
tätswerke, die weiterhin Genehmigungsinhaber 
bleibt, die Führung im Kernkraftwerk zu verbessern. 
Ferner soll in Zukunft die Position des Schichtlei-
ters mit einem Ingenieur besetzt werden, dem ein 
ständiger Vertreter beigegeben wird, der ebenfalls 
die Schichtleiterprüfung abgelegt haben muß. 

Die Bundesregierung hält es für erforderlich und 
wird dies im Rahmen der Bundesaufsicht sicherstel-
len, daß vor einer Wiederinbetriebnahme des Kern-
kraftwerkes Brunsbüttel alle anläßlich des letzten 
Störfalles zutage getretenen technischen Mängel so-
wie personellen und organisatorischen Unzuläng-
lichkeiten behoben sind. Hierzu gehört u. a. die Ein-
leitung rascher Maßnahmen, auf Grund der sowohl 
die betriebseigene Messung als auch die betreiber-
unabhängige Überwachung der radioaktiven Emis-
sionen intensiviert werden sollen. Einzelheiten hier-
zu werden derzeit mit den den Bundesminister des 
Innern beratenden Sachverständigen sowie mit den 
zuständigen Landesbehörden abgeklärt. 

Unabhängig von nach Abschluß der Untersuchun-
gen zu ziehenden weiteren Schlußfolgerungen hat 
die Bundesregierung das Vorkommnis im Kernkraft-
werk Brunsbüttel vorab zum Anlaß genommen, die 
Aufsichtsbehörden der Länder zu bitten, dem Pro-
blem unzulässiger Manipulationen an Reaktor-
schutzsystemen von Kraftwerken besondere Auf-
merksamkeit zu widmen und in geeigneter Weise 
gezielte Kontrollen durchzuführen. 

Des weiteren haben entsprechende Überlegungen 
im Bundesministerium des Innern dazu geführt, die 
in der Fachkunderichtlinie für Kernkraftwerksper-
sonal noch zulässige Ausnahmeregelung, auch Kraft-
werksmeister zu Schichtleitern zu stellen, wegfallen 
zu lassen, so daß in Zukunft die Anerkennung als 
Schichtleiter die Ingenieurqualifikation voraussetzt. 

Die Bundesregierung ist darüber hinaus der Mei-
nung, daß generell die staatliche Aufsicht über den 
Betrieb von Kernkraftwerken weiter intensiviert 
werden sollte, um so Unzulänglichkeiten in Organi-
sation und Betriebsführung sowie auch Schadens-
fällen früher erkennen und bewerten zu können. 

Ich bitte um Verständnis für die lange Antwort, 
aber mir schien die Frage so wichtig zu sein, daß sie 
eine umfassende Beantwortung erforderte. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine Zu

-

satzfrage des Herrn Abgeordneten Marschall. 

Marschall (SPD) : Herr Staatssekretär, ist die Bun-
desregierung bereit, den genannten Zwischenbe-
scheid bzw. die Ergebnisse und Schlußfolgerungen 
der endgültigen Untersuchung zu veröffentlichen? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich bin gern bereit, Sie über die weiteren Schritte in 
diesem Verfahren zu unterrichten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine wei-
tere Zusatzfrage? — Bitte. 
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Marschall (SPD) : Hat die Bundesregierung, insbe-
sondere nach den Vorgängen in Brunsbüttel, geprüft, 
ob die bisher vorgelegten Risikoanalysen fragwür-
dig oder nur sehr bedingt aussagefähig sind? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
die Bundesregierung hat keinen Anlaß gesehen, 
nach dem Ereignis im Kernkraftwerk Brunsbüttel 
eine solche Feststellung zu treffen, wie Sie sie eben 
formuliert haben. 

Marschall (SPD) : Eine dritte Frage. Sieht sich die 
Bundesregierung in der Lage bzw. ist sie bereit, 
angesichts der grob fahrlässigen Informationspraxis 
der Kraftwerksbetreiber gegenüber den Behörden 
eine schnelle und umfassende Information der Be-
hörden zu erzwingen? 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Kol-
lege, die Bewertung lasse ich nicht zu, aber die Frage 
können Sie stellen. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
Sie wissen, daß die Bundesregierung in diesem 
konkreten Fall von allen ihr zur Verfügung ste-
henden Mitteln Gebrauch gemacht hat, um sich mög-
lichst schnell ein umfassendes Bild über den Ablauf 
des Störfalles zu verschaffen. Alle anderen Maßnah-
men liegen, wie Sie wissen, im Bereich der zustän-
digen Landesbehörde. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine 
letzte Zusatzfrage. 

Marschall (SPD) : Hält die Bundesregierung eine 
Konkretisierung bzw. Verbesserung der Ausbil-
dungsbedingungen für die Leitstandsfahrer für not-
wendig, bzw. hält sie es für zweckmäßig, die Aus-
bildung am Simulator obligatorisch zu gestalten? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich habe Ihnen die Maßnahmen, die die Bundesregie-
rung für notwendig hält, in meiner Frage dargestellt. 
Ich kann und ich will dem im Augenblick nichts hin-
zufügen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Staatssekretär, ich danke Ihnen. Damit sind die Fra-
gen aus dem Geschäftsbereich des Bundesministers 
des Innern beantwortet. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
der Justiz auf. Zur Beantwortung der Fragen steht 
der Herr Parlamentarische Staatssekretär Dr. de With 
zur Verfügung. 

Frau Abgeordnete Hürland hat gebeten, daß die 
von ihr eingereichte Frage 20 schriftlich beantwor-
tet wird. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 21 des Abgeordneten Spranger 
auf: 

Treffen Pressemeldungen zu, wonach noch 1978 mit der Auslie-
ferung der Spionin Christel Guillaume an ihre Auftraggeber zu 
rechnen ist? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Justiz: Nein. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage, Herr Abgeordneter Spranger. 

Spranger (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, bei der 
Kürze Ihrer Antwort würde es mich interessieren, 
ob dies für das Jahr 1978, für die nachfolgenden 
Jahre oder für einen sonstwie bestimmten Zeitraum 
gilt. 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Eine Absicht be-
steht nicht. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine 
letzte Zusatzfrage. 

Spranger (CDU/CSU) : Wenn keine Absicht be-
steht, frage ich: Besteht immerhin die Möglichkeit, 
daß noch eine Absicht gefaßt wird, um das zu tun, 
was Sie zur Zeit noch abstreiten? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Ich denke, meine 
Antwort war unzweideutig. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 22 des Herrn Abgeordneten Dr. Czaja auf: 

Beabsichtigt die Bundesregierung, auf die ausstehenden Ent-
scheidungen des Bundesverfassungsgerichts, auf die Festlegung 
der Grenzen seiner Kompetenz und auf die verbindliche Ausle-
gung des Grundgesetzes sowie der ihm zugrundeliegenden objek-
tiven Wertordnung durch dieses oberste Verfassungsorgan Ein-
fluß zu nehmen? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregie-
rung nimmt zu anstehenden Entscheidungen im Rah-
men ihrer Rechte und Pflichten und in der ihr je-
weils nach den Umständen geboten erscheinenden 
Weise Stellung. Einflußnahme im anderen Sinne übt 
sie nicht. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage.  

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Darf ich also unterstellen 
oder annehmen, daß Sie angesichts des Wortlauts der 
Frage feststellen wollen, daß die Bundesregierung 
die Festlegung der Kompetenzen des Bundesverfas-
sungsgerichts im Sinne von Art. 93 des Grundgeset-
zes und § 13 des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes 
als eigene selbständige Aufgabe des Gerichts nicht 
bestreitet, oder übt sie in ihrer Amtsverantwortung 
am Bundesverfassungsgericht Kritik? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Czaja, ich dachte, daß meine Antwort klar und ein-
deutig war. Sie nimmt, wenn erforderlich, Stellung, 
aber Einfluß übt sie nicht aus. Im übrigen ist sie 
darauf bedacht, die Stellung der Bundesorgane zu-
einander zu pflegen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Kol-
lege, auch durch das Wörtchen „oder" wird aus zwei 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen 
Fragen nicht eine. Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie 
jetzt eine Zusatzfrage stellten. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Hat die Bundesregierung 
bisher in ihrer Amtsverantwortung der Auslegung 
des Grundgesetzes und der ihm zugrundeliegenden 
und in ihm verankerten objektiven Wertordnung 
durch das Bundesverfassungsgericht als oberstes 
Verfassungsorgan Rechnung getragen, und wird sie 
das auch in Zukunft. tun? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Czaja, um Ihre sehr umfängliche Frage zu beantwor-
ten, darf ich mir erlauben, auf einen Aufsatz des 
Bundesministers der Justiz in „Die öffentliche Ver-
waltung" zu verweisen. Ich bin gern bereit, Ihnen 
diesen Artikel zuzusenden. 

(Dr. Czaja [CDU/CSU]: Gerade der sagt das 
Gegenteil!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Da der 
Herr Abgeordnete Schmidt (München) nicht im 
Saal ist, wird seine Frage schriftlich beantwortet. 
Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich danke Ihnen, Herr Staatssekretär, für die Be-
antwortung der Fragen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters der Finanzen auf. Zur Beantwortung der Fra-
gen steht der Herr Parlamentarische Staatssekretär 
Haehser zur Verfügung. 

Da der Herr Abgeordnete Conradi nicht im Saal 
ist, werden seine Fragen 24 und 25 schriftlich be-
antwortet. Die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt. 

Der Herr Abgeordnete Eickmeyer hat gebeten, 
seine Fragen 26 und 27 schriftlich zu beantworten. 
Die Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ebenso werden die Fragen 28 und 29 des Herrn 
Abgeordneten Dr. Spöri schriftlich beantwortet. Die 
Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Die Frage 30 des Herrn Abgeordneten Dr. Fried-
mann wird schriftlich beantwortet. Die Antwort 
wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 31 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Schäuble auf: 

Welche Steuermindereinnahmen im Vergleich zur zur Zeit gel-
tenden Rechtslage wären bei Einführung des sogenannten Fami-
liensplittings bei Anwendung des Faktors 1 und bei Anwendung 
des Faktors 1/2 je Kind zu erwarten, und welche steuerverein-
fachenden Wirkungen wären von der Einführung des Familien-
splittings zu erwarten? 

Vom Herrn Abgeordneten Dr. Schäuble sind zwei 
Fragen gestellt worden. Herr Staatssekretär, hatten 
Sie an eine gemeinsame Beantwortung gedacht? 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Finanzen: Ich wollte sie einzeln beantworten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Bitte; die 
erste Frage ist aufgerufen. 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Eine genauere Be-
rechnung der Steuermindereinnahmen bei Einfüh-
rung eines Familiensplittings wäre mit einem un-
verhältnismäßig hohen Arbeitsaufwand verbunden, 
Herr Kollege, und läßt sich in der Kürze der Zeit 
auch nicht durchführen. Man wird aber davon aus-
gehen können, daß sich die finanziellen Auswirkun-
gen des Vorschlags in einer ähnlichen Größenord-
nung bewegen dürften wie die Steuerausfälle in-
folge des Ehegattensplittings nach geltendem Recht, 
die im Sozialbericht der Bundesregierung für 1978 
mit 25,5 Milliarden DM ausgewiesen sind. Bei An-
satz eines Faktors von nur 1 /2 je Kind würden sich 
die Steuerausfälle zwar vermindern, würden aber 
wegen des Progressionseffekts immer noch mehr 
als die Hälfte der genannten Größenordnung betra-
gen. 

Mit der Einführung des Familiensplittings wären 
keinerlei Verwaltungsvereinfachungen verbunden. 
Schon die Steuerreformkommission hat 1971 nach 
gründlicher Prüfung die Einführung eines Familien-
splittings u. a. auch wegen der praktischen Schwie

-

rigkeiten, die damit verbunden sind, abgelehnt. Ins-
besondere kann nicht davon ausgegangen werden, 
daß mit der Einführung eines Familiensplittings das 
Kindergeld wegfallen könnte, weil sonst Bezieher 
niedrigerer Einkommen schlechtergestellt würden. 

Für die Bundesregierung kommt im übrigen die 
Einführung eines Familiensplittings vor allem we-
gen der unsozialen Entlastungswirkungen nicht in 
Betracht. Während Spitzenverdiener bei vollem Kin-
derfaktor je Kind über 12 000 DM pro Jahr sparen 
würden, würden Bezieher kleiner und mittlerer Ein-
kommen in der Proportionalzone davon keinen Vor-
teil haben. Das gleiche gilt für solche, die gar keine 
Steuern zahlen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Kol-
lege Schäuble, erste Zusatzfrage. 

Ich will Sie nur darauf aufmerksam machen, daß 
für die Fragestunde noch knapp drei Minuten zur 
Verfügung stehen. Ich würde aber gern Ihre zweite 
Frage noch aufrufen. — Bitte. 

Dr. Schäuble (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, da 
Sie sich wegen der Kürze der Zeit nicht in der Lage 
gesehen haben, meine Frage nach dem finanziellen 
Volumen sachgerecht zu beantworten, frage ich: Se-
hen Sie einen Weg, mir diese Antwort in einem an-
deren Verfahren zukommen zu lassen? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Nein, Herr Kollege. 
Diesen Weg sehe ich nicht und kann ihn Ihnen auch 
nicht anbieten. Ich habe Ihnen ja eine Zahl ge-
nannt, nämlich die von 25,5 Milliarden DM. Ich 
weiß nicht, ob der Verwaltungsaufwand und der 
Zeitaufwand gerechtfertigt wären für eine Berech-
nung, die letztlich wohl zu einer ähnlichen Zahl 
führen würde. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine wei-
tere Zusatzfrage. 
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Dr. Schäuble (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
nachdem Sie auch 'die Frage nach der steuerverein-
fachenden Wirkung in einer, wie ich glaube, nicht 
zureichenden Weise beantwortet haben — die Zahl 
der Steuerpflichtigen beispielsweise würde sich ver-
mindern - - 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Kol-
lege, bitte keine Wertungen der Antwort! 

Dr. Schäuble (CDU/CSU) : — — möchte ich Sie 
fragen, ob Sie einen Weg sehen, diesen Teil der 
Frage noch einmal überprüfen zu lassen und mir 
eine korrekte Antwort zugehen zu lassen. 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
muß Sie bitten, davon auszugehen, daß meine Ant-
wort korrekt gewesen ist. Ich habe mich auf die 
Steuerreformkommission im Jahre 1971 bezogen. 
Sie hat gerade die behaupteten Vereinfachungen 
überprüft und ist zu dem Ergebnis gekommen: Es 
gibt solche Vereinfachungen nicht. Ich habe hinzu-
gefügt, daß es sogar Erschwernisse gäbe. Ich muß 
bei dieser meiner Antwort bleiben. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 32 des Herrn Abgeordneten Schäuble auf: 

Trifft es zu, daß nach geltendem Recht Steuerpflichtige, die 
andere Einkünfte als aus nichtselbständiger Tätigkeit haben, in 
der Lage sind, steuerpflichtige Einkünfte auf Kinder zu verlagern, 
und in wieviel Fällen geschieht dies? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Schäuble, mit Ihrer Frage sprechen Sie offenbar 
die Erörterungen über die Verlagerung von Ein-
künften durch Bestellung eines Nießbrauchs an. 
Diese Diskussion wurde bekanntlich durch das Ur-
teil des Bundesfinanzhofs vom 14. Dezember 1976 
ausgelöst. Dort hat der Bundesfinanzhof entschie-
den, daß ein unentgeltlicher Nießbrauch an Wert-
papieren die Zurechnung der Wertpapiererträge als 
Einkünfte des Wertpapierinhabers aus Kapitalver-
mögen nicht ändert, sondern daß die Einnahmen 
mit ihrem Zufluß beim Nießbraucher von dem Wert-
papierinhaber bezogen sind. Damit ist der Bundes-
finanzhof von seiner bisherigen Rechtsprechung und 

von der bisher herrschenden Meinung abgerückt, 
wonach der Nießbraucher auf Grund des Nießbrau

-

ches eigene Einkünfte bezieht. 

Das . BFH-Urteil nötigt dazu, ganz allgemein zu 
prüfen, welche einkommensteuerrechtlichen Schlüs-
se aus der Bestellung eines Nießbrauches für die Zu-
rechnung der Einkünfte zu ziehen sind. Sie wissen 
als Fachmann, daß hier noch viel untersucht werden 
muß. 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, in wie 
vielen Fällen Steuerpflichtige versuchen, Einkünfte 
auf ihre Kinder zu verlagern. Zu dieser Frage wer-
den von den Bundesländern — die zuständig sind — 
keine statistischen Erhebungen durchgeführt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine 
kurze Zusatzfrage, denn die Fragestunde läuft gleich 
ab. 

Dr. Schäuble (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sind 
Sie bereit, meine Frage auch unter dem Gesichts-
punkt zu überprüfen, daß eine Verlagerung von Ein-
künften auch ohne die Bestellung eines Nießbrauchs 
einfach durch eine Schenkung vollzogen werden 
kann? 

Haehser, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Schäuble, wir sind schon deshalb bereit, diese Ihre 
Frage zu prüfen, weil wir die Folgerungen, die sich 
aus dem Urteil ergeben, ganz allgemein überprüfen 
müssen, so daß Sie also in absehbarer Zeit Zwischen-
ergebnisse und eines Tages auch das Schlußergebnis 
erfahren werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Der Herr 
Abgeordnete Dr. Kunz (Weiden) hat die von ihm 
eingereichten Fragen 33 und 34 zurückgezogen. 

Meine Damen und Herren, wir stehen damit am 
Ende der heutigen Fragestunde. Ich berufe die näch-
ste Sitzung des Deutschen Bundestages für Donners-
tag, den 19. Oktober 1978, 9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 14.36 Uhr) 
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Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Schriftli-
chen Fragen des Abgeordneten Conradi (SPD) 
(Drucksache 8/2186 Fragen A 24 und 25) : 

Ist die Bundesregierung bereit, die bundeseigene „Weißenhof-
siedlung" in Stuttgart ihrer weltweiten Bedeutung als Architektur

-

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

denkmal entsprechend zu modernisieren und zu restaurieren, 
und hat sie die dazu notwendigen Mittel in Höhe von 2,14 Mil-
lionen DM im Bundeshaushalt 1979 vorgesehen? 

Trifft es zu, daß der Verband der Reservisten der Deutschen 
Bundeswehr e. V. (VdRBw) 1978 aus Haushaltsmitteln des Bun-
des einen Zuschuß von rund 13,8 Millionen DM erhält, während 
die Mitglieder des Verbands an Eigenleistung (Beiträgen) nur 
1,1 Millionen DM erbringen, und wie ist das Verhältnis von 
Eigenleistungen und öffentlichen Mitteln bei anderen Zuwen-
dungsempfängern des Bundes? 

Zu Frage A 24: 

Die mit der bundeseigenen Weißenhof-Siedlung 
in Stuttgart zusammenhängenden Probleme, insbe-
sondere auch die einer Modernisierung und Restau-
rierung, werden derzeit eingehend - auch unter Be-
teiligung des Landes Baden-Württemberg und der 
Stadt Stuttgart - geprüft. 

Der Bund würde es begrüßen, wenn die Stadt 
Stuttgart die kulturell bedeutsame Siedlung, die vor 
über 50 Jahren auf städtischem Grund und Boden 
im Rahmen des städtischen Wohnungsbauförde-
rungsprogramms errichtet wurde, vom Bund erwer-
ben würde. Der Bund wird der Stadt sobald wie 
möglich den erbetenen Kaufpreisvorschlag übermit-
teln. 

Im Bundeshaushalt 1979 sind für eine Moderni-
sierung und Restaurierung der Siedlung noch keine 
Mittel veranschlagt. 

Zu Frage A 25: 

Es trifft zu, daß im Jahre 1978 die durch Mitglieds-
beiträge erbrachte Eigenleistung beim Zuwendungs-
empfänger „Verband der Reservisten der deutschen 
Bundeswehr e. V." rd. 1,1 Millionen DM und der 
Zuschuß des Bundes rd. 13,8 Millionen DM beträgt. 
Je nach dem Grad des öffentlichen Interesses des 
Bundes an der Erfüllung bestimmter Zwecke durch 
den Zuwendungsempfänger reichen die Zuwendun-
gen des Bundes von einer geringen Teilfinanzierung 
bis zur Vollfinanzierung (§§ 23, 44 BHO i. V. m. 
Vorl. VV Nr. 2 zu § 44 BHO). 

Das Verhältnis von Eigenleistung und öffentli-
chen Mitteln bei den Zuwendungsempfängern des 
Bundes besitzt keine generelle Aussagefähigkeit. 
Angesichts der Vielzahl der Zuwendungsempfänger 
könnte es nur unter erheblichem Verwaltungsauf-
wand ermittelt werden. Ein Vergleich hinsichtlich 
der Finanzierungsstruktur wird erschwert, weil der 
Bund die unterschiedlichsten wirtschaftlichen und 
sozialen Bereiche fördert. 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Münd-
lichen Fragen des Abgeordneten Eickmeyer (SPD) 
(Drucksache 8/2186 Fragen A 26 und 27) : 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung innerhalb 
ihres Verantwortungsbereichs, um die zurückgegangene Anzahl 
von Paket- bzw. Päckchensendungen aus der Bundesrepublik 
Deutschland an Bewohner der DDR wieder zu erhöhen? 
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Ist die Bundesregierung bereit, einen größeren steuerlichen 
Anreiz für Paket- bzw. Päckchensendungen in die DDR zu schaf-
fen, indem sie den Steuerfreibetrag von bis jetzt 30 DM für 
Pakete und 20 DM für Päckchen den gestiegenen Lebenshaltungs-
kosten anpaßt und entsprechend erhöht? 

Wenn die Anzahl der Paket- und Päckchensen-
dungen an Verwandte und sonstige Angehörige ge-
genüber früher zurückgegangen ist, so dürfte dies 
hauptsächlich auf die starke Zunahme der Reisen 
in die DDR zurückzuführen sein. Während 1971 
2,74 Millionen Reisen in die DDR zu verzeichnen 
waren, waren es im letzten Jahr fast 8 Millionen. 
Bei diesen Reisen können bekanntlich Geschenke 
mitgenommen und DM-Beträge zugewendet wer-
den. Diese Beträge können seit Februar 1974 zum 
Kauf in den Intershop-Läden der DDR verwendet 
werden. Ferner haben die Geschenksendungen über 
den Genex-Geschenkdienst zugenommen. 

Unterhaltszuwendungen an Verwandte und son-
stige Angehörige in der DDR können bis zu 3 000 
DM im Kalenderjahr für jede unterhaltene Person 
als außergewöhnliche Belastung bei der Einkom-
mensteuer berücksichtigt werden. Die Aufwendun-
gen müssen grundsätzlich nachgewiesen oder zu-
mindest glaubhaft gemacht werden. Aus Vereinfa-
chungsgründen haben die obersten Finanzbehör-
den der Länder, von denen die Einkommensteuer 
verwaltet wird, Pauschbeträge zugelassen. Diese 
betragen für jedes Paket 30 DM und für jedes Päck-
chen 20 DM. 

Die Frage einer Erhöhung der Pauschbeträge ist 
wiederholt mit den Ländervertretern erörtert wor-
den. Dabei wurde insbesondere darauf hingewiesen, 
daß derjenige Steuerpflichtige, dem durch Unter-
haltszuwendungen nachweislich höhere Aufwendun-
gen erwachsen, diese in tatsächlicher Höhe bis zum 
vorgenannten Höchstbetrag einkommensmindernd 
abziehen kann. Deshalb erscheint eine Erhöhung 
der Pauschbeträge nicht geboten. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Spöri (SPD) (Druck-
sache 8/2186 Fragen A 28 und 29) : 

Was begründet nach Auffassung der Bundesregierung heute 
noch wirtschaftspolitisch die Möglichkeit, über § 4 des Auslands-
investitionsgesetzes Veräußerungsgewinne steuerfrei z. B. in den 
USA anzulegen, nachdem derartige Kapitalanlagen schon allein 
wegen des sinkenden Dollarkurses attraktiv sind? 

Ist die Bundesregierung unter diesen Gesichtspunkten bereit, 
eine Änderung des § 4 des Auslandsinvestitionsgesetzes zu 
prüfen? 

Der § 4 Auslandsinvestitionsgesetz kann nur im 
Zusammenhang mit der Regelung des § 6 b Einkom

-

mensteuergesetz gesehen werden. § 6 b EStG er-
laubt die steuerunschädliche Übertragung sog. stil-
ler Reserven auf Reinvestitionen, um dadurch volks-
wirtschaftlich notwendige Umstellungs- und Moder-
nisierungsprozesse zu erleichtern. Die Bundesrepu-
blik ist angesichts ihrer Wirtschaftsstruktur auf eine 
weltoffene wirtschaftspolitische Haltung angewie-
sen. Deshalb sind Möglichkeiten für eine steuer-
neutrale Übertragung stiller Reserven auch im in-
ternationalen Wirtschaftsverkehr vorgesehen. Au-
ßerdem würde eine Abschaffung der Vorschrift im 
Ausland als Widerspruch zur wirtschaftspolitischen 
Grundhaltung der Bundesregierung angesehen wer-
den,  wie sie von ihr in allen internationalen wirt-
schaftspolitischen Gremien vertreten wird. 

Im übrigen prüft das Bundeswirtschaftsministerium 
im Benehmen bzw. Einvernehmen mit dem Bundes-
finanzministerium und den Ländern im Einzelfall, ob 
die beabsichtigte Reinvestition der internationalen 
Arbeitsteilung und einer verstärkten wirtschaftlichen 
Verflechtung der Volkswirtschaften dient und volks-
wirtschaftlich besonders förderungswürdig ist. 

Wechselkursschwankungen können die auf eine 
langfristige Strukturverbesserung der internationa-
len Wirtschaftsbeziehungen zielende steuerliche Re-
gelung nicht in Frage stellen. Die Bundesregierung 
sieht deshalb keine Veranlassung, den § 4 des Aus-
landsinvestitionsgesetzes zu ändern. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Friedmann (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/2186 Frage A 30) : 

Ist die Bundesregierung nunmehr bereit, entsprechend den Er-
klärungen von Bundesfinanzminister Matthöfer schon kurzfristig 
die Kraftfahrzeugsteuer abzuschaffen und auf die Mineralölsteuer 
umzulegen? 

In der Fragestunde am 27. September 1978 hat 
mein Kollege Dr. Böhme bereits darauf hingewiesen, 
daß eine grundlegende Umstrukturierung der Steuer-
belastung des Kraftverkehrs kurzfristig nicht mög-
lich ist. 

Der Bundesminister der Finanzen wird am 24. No-
vember 1978 ein öffentliches Hearing zur Kraftfahr-
zeugsteuerreform veranstalten. Dabei werden die 
Vor- und Nachteile verschiedener Reformvorschläge, 
wozu auch eine völlige oder teilweise Abschaffung 
der Kraftfahrzeugsteuer gehört, diskutiert werden. 
Im Anschluß daran wird der Bundesminister der 
Finanzen die mit der Kraftfahrzeugsteuerreform zu-
sammenhängenden Fragen mit den Finanzministern 
der Länder erörtern. 
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